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I. Abschnitt.

Vom Staatsgebiete.

Art. 1.

Aas GroßherzogthnmMecklenburg-Schwerinin seinengegen-
wärtigen Landestheileubildet einen unter einer Verfassung
vereinigtenuntheilbarcnStaat, dessenSelbstständigkeitnur durch
die allgemeineVerfassungDeutschlandsbeschränktist.

Diese Vereinigungergreift auch die Stadt und Herrschaft
Wismar, so wie die Aemter Poel und Neuklosternebst Zube-
hörungen für die ganze Dauer des zwischenSchweden und
Mecklenburg-Schwerinzu Malinö am 26. Junius 1803 ab¬
geschlossenenVertrags, jedochdergestalt, daß, in dem vorbe-
haltenen Falle einer Wiedereinlösungvon Seiten des Königs
von Schweden, weder den Rechtendes Letzteren, noch den-
jenigen der genanntenGebietstheile durch solcheVereinigung
irgendwieein Abbruchgeschehensoll.

Art. 2.

Eine Veränderung der Gränzen des Staatsgebiets kann
nur in Uebereinstimmungdes Großherzogs und der Abgeord-
neten-Kammer vorgenommenwerden.

Gränzberichtignngensind hierunter nicht begriffen, wenn
nicht in Folge davon Staatsangehörige aus dem Staatsver-
bände treten.
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II. Abschnitt.

Von denRechtender Mecklenburger.

Art. 3.
Die Bedingungen für die Erwerbung und den Verlust

der Eigenschafteines Mecklenburgers,so wie für die Ausübung
der staatsbürgerlichenRechtewerdendurch die Verfassungund
besondereGesetzebestimmt.

Art. 4.

Als verfassungsmäßigeRechte der Mecklenburgertreten
sofort in Kraft alle diejenigenBestimmungen,welchedie allge¬
meine deutscheVerfassung definitiv feststellenwird über die
nachstehendverzeichnetenGegenstände,betreffend:

1) die Strafe des bürgerlichenTodes (K. 4.) *),
2) die Auswanderungsfreiheit,die Abzugsgelder(§. 5.),
3) die Gleichheitvor dem Gesetze,die Standesprivilegien

und Ordenstitel, die Zugänglichkeitzu den öffentlichen
Aemtern, das Waffenrechtund die Wehrpflicht(H.6.),

4) die Freiheit der Person, den Anspruch auf den gefetzt
licheuRichter, die Ausnahmsgerichte,die Verhaftung
von Personen, die Todesstrafe und die Strafen des
Prangers, der Brandmarkung und der körperlichen
Züchtigung(§. 7.),

5) die Unverletzlichkeitder Wohnung, die Vornahme von
Haussuchungen(§. 8.),
das Briefgeheimnis;nnd dieBeschlagnahmevon Briefen
und Papieren (§. 9.),

*) Die am Schlüsseder einzelneniUnirniteniangezogenenParagraphen beziehensich
ans den der FrankfurterVerhandlunggrundleglick,gemachtenEntwurf,
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7) das Recht der freien Meinungsäußerung, die Preß-
sreiheitund dieAbnrtheilungder Preßvergehen(Z. 10.),

8) die Glaubens--und Gewissensfreiheit(§. 11.),
9) die gemeinsameUebnugder Religion sK. 12.),

10) die Einwirkung des religiösenBekenntnissesaus den
Genuß der bürgerlichenund staatsbürgerlichenRechte
und dieUebnngder staatsbürgerlichenPflichten(§.13.),

11) die Bildung neuer Religiousgesellschasten,das Recht
der Religionsgesellschaftenauf selbstständigeOrdnung
und Verwaltung ihrer Angelegenheiten,die Aufhebung
des Kirchenpatronats(§. 14.'),

12) denZwang zu kirchlichenHandlungenund Feierlichkeiten

(§. 15.),
13) die bürgerlicheGültigkeit der Ehe, die Führung von

Standesbüchern(§. 16.),
14) die Freiheit der Wissenschaftund ihrer Lehre (§. 17.),
15) die Ertheiluug des Unterrichtes und Gründung von

Unterrichtsanstalten(§. 18.),
16) die unentgeltlicheErtheiluug des Unterrichts (§. 19),
17) die Freiheit, seinenBerus zu wählenund sichfür den-

selbenauszubilden(§. 20.),
18) das Recht der Bitte und der Beschwerde(§. 21.),
19) das Recht auf gerichtlicheVerfolgung öffentlicherBe-

amte wegenamtlicherHandlungen(§. 22.),
20) das Recht, sichfriedlichund ohne Waffen zu verfam-

meln, die Abhaltung von Volksversammlungennnter
freiem Himmel (K. 23.),

21) das Recht, Vereine zu bilden (§. 24.),
22) die Unverletzlichkeitdes Eigenthums, dessenTheilbarkeit,

unddasRechtderfreienVerfügungüberdasselbe(§. 25.),
23) die Enteignung aus Rücksichtendes gemeinenBestens

(S. 26.),
24) die beziehungsweiseAblösbarkeit und Aushebung der
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guts- und schntzherrlichenGruudlasteu, ländlicherSer¬
vituten, der Gerichtsherrlichkeit,der gntsherrlichenPo-
lizei, so wie der übrigen einemGrundstückezuständigen
Hoheitsrechteund Privilegien, der ans solchenRechten
herstammendenBefugnisse, Exemtionenund Abgaben,
der aus dem guts- uud schutzherrlichenVerbände ent-
springendenpersönlichenAbgaben und Leistungen, der
Jagdgerechtigkeitauf fremdemGrund und Boden; —
die Ausübung des Jagdrechts aus eignemGrund und
Boden (§. 27. 28. 29.),

25) die Aufhebungder BevorzugungeinzelnerStände und
Güter bei Besteuerungen(K. 30.),

26) die Auflösungdes Lehnsverbandes(§. 31.),
27) die Familien- Fideieommisse(Z. 32.),
28) die Strafe der Gütereinziehung(§. 33.),
29) die Gerichtsbarkeitund die Aufhebung der Patrimo-

nialgerichte(§. 34.),
30) die Aufhebung des privilegirten Gerichtsstandes der

Personen und Güter (§. 35.),
31) die Unabsetzbarkeitder Richter, deren Versetzungund .

Pensioniruug(Z. 36.),
32) die Oeffentlichkeitund Mündlichkeitdes Gerichtsver-

fahrens (Z. 37.),
33) die Einführung des Anklageproeessesund der Schwur-

gerichte(K. 38.),
34) die Uebung oder Mitübung der bürgerlichenRechts-

pflege in Sachen besondererBerufserfahrung durch
Männer aus dem Volke(K. 39.),

35) dieTrennung derRechtspflegeundVerwaltung(§. 40.),
36) das Aufhören der Verwaltungsrechtspflege(§. 41.).
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III. Abschnitt.

Von der Regierungsformund dem Staats-
oberhaupte.

Art. 5.

Die Regierungsform ist constitutionellmonarchischnach
den Bestimmungendes gegenwärtigenStaatsgrundgesetzes.

Art. 6.

Der Großherzog ist das Oberhaupt des Staates und
übt die ihm zustehendenRechte der Staatsgewalt verfassungs-
mäßig aus.

Art. 7.

Der Großherzogkann ohneZustimmungderAbgeordneten-
Kammer nicht zugleichOberhaupt eines anderen Staates sein.

Art. 8.

Der Sitz der Staatsregierung darf, dringendeNothsälle
in Kriegszeitenausgenommen, nicht außerhalb des Staatsge-
bietes verlegt werden.

Auchwird der Großherzog seinen wesentlichenAufenthalt
nicht außerhalbdesselbennehmen.

Art. 9.

Die Person des Großherzogs ist unverletzlich. Seine
Minister sind verantwortlich.

Alle Regieruugserlassedes Großherzogsbedürfenzu ihrer
Gültigkeitder Gegenzeichnungeines Ministers, welcherdadurch
die Verantwortlichkeitübernimmt.

2
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Art. 10.
Dcm Großherzogesteht die vollziehendeGewalt allein zu.

Er ernenntund entläßt die Minister nackeigenerEntschließung.

Art. 11.

Der Großherzoghat alle Staatsdiener des Civilstandes
und des Militairstandes zu bestellen.

Art. 12.
Der Großherzogvertritt das GroßherzogthumnachAußen

und schließtVerträge mit anderen Staaten.
Zu ihrer GültigkeitbedürfensolcheVerträge der Znstim-

mung oder der nachträglichenGenehmigungder Abgeordneten-
Kammer.

Art. 13.
Ter Großherzogleitet und überwachtdie gesammteinnere

Landesverwaltungund führt über das gesammteMilitair den
Oberbefehl.

Art. 14.
Die obersteLeitung der Regierung unter dcm Großher-

zöge geht von dem Gesammtministeriumaus.
Für die einzelnenVerwaltungszweigebestehenbesondere

Ministerien.

Art. 15.
Der Großherzogübt das Münzrechtnach Maaßgabe des

Gesetzes.

Art. 16.

Der Großherzogkann ausgezeichneteVerdienstebelohnen,
namentlichdurch Ehreuzeichenund Würden.
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Einrichtungenund Anordnungen, wodurchStandesunter-
schiedeund Standesvorrechtebegründetwerdenkönnen, dürfen
jedochvon ihm nicht getroffenwerden.

Art. 17.

Der Großherzog übt aus erfordertenund erstattetenBe-
richt des erkennendenGerichts das Begnadiguugsrecht. Sind
nach demGutachtendes JustizministeriumsausreichendeGründe
dazu vorhanden, so kann anchder Großherzog, bevor die Un-
tersuchungbegonnenoder über die Bestrafung erkannt worden,
alles Verfahre» gegen den Angeschuldigteneinstellenund nie¬
derschlagenlassen.

Der Großherzog wird jedoch bei Ausübung des einen
oder des anderen Rechtes daraus Rücksichtnehmen, daß das
Ansehenund die Wirksamkeitder Strafgesetze nicht darunter
leiden.

Ist gegen einen Minister wegenseiner AmtsführungAn-
klage erhoben, so dürfen die Begnadigung oder die Abolition
nnr auf Antrag der Abgeordneten-Kammergeübt werden.

Ebensowenigist es zulässig,UntersuchungengegenStaats-
diener wegenDienstverbrechenniederzuschlagen.

Art. 18.

Das Recht der Thronfolgeist nach hausgesetzlicherVor¬
schrifterblichin demans ebenbürtigerEhe entsprossenenManns-
stamme des GroßherzoglichenHauses, nach dem Rechte der
Erstgeburt und der Lineal-Erbfolge.

Art. 19.

Der Großherzog ist volljährig mit zurückgelegtemnenn-
zehntenLebensjahre.

2*
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Art. 20.

Im Falle der Minderjährigkeitdes Großherzogstritt für
die Zeit derselbeneine Regentschastein.

Die Person des Regenten, welcherzugleichVormund ist,
bestimmt sich nach den Hausgesetzen,insofernnicht durch ein
besonderesGesetzdarüber Anordnunggetroffenist.

Sind keine nach den Hausgesetzenzur Regentschastbe-
rechtigtePersonen vorhanden, oder lehnendieselbendie Ueber-
nähme ab, so bestimmtdie Abgeordneten-KammerdenRegenten
aus deu nicht regierenden, volljährigenPrinzen der Fürsten-
HäuserDeutschlands, und ebendasselbefindet Statt, wenn der
Großherzog in der Unmöglichkeitstch befindet, die Regierung
zu führen.

Art. 21.

Der Großherzog hat das Recht, mit Zustimmung der
der Abgeordneten-Kammerim Voraus für die Fälle eine
Regentschastanzuordnen, daß sein Nachfolgerzur Zeit des
Anfalls der Regierung minderjährig oder sonst zu regieren
verhindertwäre.

Art. 22.

Der Regent übt im Namen des GroßherzogsdieStaats-
gewalt, wie sie dem Großherzogselbstverfassungsmäßigzusteht.

Art. 23.

Während der Regentschaft dürfen Veränderungen der
Verfassung, welchedie verfassungsmäßigenRechtedes Groß-
Herzogsirgendwieschmälern,nicht vorgenommenwerden.

Art. 24.

Die in Bezug aus die Erziehungund den Unterrichtdes
minderjährigenGroßherzogszn treffendenAnordnungenbedürfen
der Zustimmungdes Gesammtministerinms.
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Art. 25.
Der Aufwand des Regenten ist aus der Civillistezu

bestreiten.

Art. 26.
Der Regent ist verpflichtet,seinenwesentlichenAufenthalt

innerhalbLandes zu nehmen.

IV. Abschnitt.

Von der Abgeordneten-Kammer.
Art. 27.

Für dasGroßherzogthumbestehteineAbgeordneten-Kammer,
deren Mitglieder durchWahl ihrer Mitbürger «ach dem Ver¬
hältnisseder Zahl der Bevölkerungbestimmtwerden.

Art. 28.
Die Wahl der Abgeordnetenwird vermitteltdurchWahl-

männer.
Art. 29.

Für die Wahl der Wahlmänner ist das Großherzogthum
in Wahlabtheilungenund für die Wahl der Abgeordnetenin
Wahlbezirkeeinzuteilen.

Art. 30.
Die Ernennung oder Beförderung eines Abgeordnetenzu

einemStaatsamte vernothwendigteine neueWahl, durchwelche
derselbejedochwiedererwähltwerdenkann.

Art. 31.
Für einen zum Abgeordnetenerwählten Staatsbeamten

im Civil- oder Militairdienste bedarf es eines dienstlichenUr-
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lanbes nicht; derselbemuß aber seineWahl der ihn»vorge-
setztenDienstbehördesofort anzeigen.

Ist das betreffendeMinisteriumder Ansicht, daß seinem
Eintreten in die Abgeordneten-KammererheblicheBedenkenin
Hinsichtdes Dienstes entgegenstehen,so hat es der Abgeord-
neten-Kammer davon Mittheilung zn machen, welcheüber die
Gewährung oder Nichtgewährungzu entscheidenhat.

Art. 32.

Die Wahl der Abgeordneten,von oenenalle zwei Jahre
die eine Hälfte austritt, geschiehtauf vier Jahre und ent-
scheidetüber den Austritt beim ersten Male das Loos. Jeder
Austretendekann wiedererwählt werden.

Art. 33.

Sobald ein Abgeordnetervor Ablauf des Zeitraums, für
welchener berufen ist, verstirbt oder ans sonstigenGrunde«
aushört, Mitglied der Abgeordneten--Kammerzn sein, ist für
die übrige Zeit eine neue Wahl vorzunehmen.

Art. 34.
Die Abgeordneten-Kammerhat die Legitimation ihrer

Mitglieder zu prüfe» und darüber zn entscheiden.Sie ernennt
vermittelstgeheimerStimmgebung ihren Präsidentenund.Vicc-
Präsideuten, so wie ihre Schriftführer.

Art. 35.

Die Abgeordneten-Kammersteht nur mit dem Gesammt-
ministeriumin unmittelbarerGeschäftsbeziehung,mit alleiniger
Ausnahme der Mittheilungen zwischenihr und dem Staats-
gerichtshofe. (Art. 125.)

Dieselbeist besugt, über die ihrer Berathung vorliegenden
Gegenständevon dem GesammtministerinmAuskunft nnd die
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Vornahme von Ermittelungenzn begehrenund die persönliche
Zuziehungvon Sachverständigenzn den Ansschnßarbeitenzu
veranlassen.

Art. 36.
Die Abgeordnetenhaben sich als Repräsentanten des

ganzenLandes anzusehenund folgen bei Abstimmungenallein
nur ihrer eigenenUeberzengungund ihrem Gewissen.

Ihre Befugnissekönnensie nur bei persönlichemErscheinen
in der Abgeordneten-Kammerausüben und sind sie an keinerlei
Aufträge oder Instructionen gebunden.

Art. 37.
Jeder Abgeordnetehat bei seinem ersten Eintreten in

die Abgeordneten-Kammerden nachfolgendenEid zu leisten:
Ich gelobe, die Staatsverfassung heilig und treu zu
bewahre«und in der Abgeordneten-Kammerdas Wohl
des Großherzogsund des LandesohneNebenrücksichten,
nach meinem bestenWissen und Gewissenzu beachten.
So wahr mir Gott helfe!

Von dem Präsidenten der Abgeordneten-Kammerwird
dieser Eid in die Hände des Großherzogs oder des von ihm
dazu beauftragtenGesammtministeriums,sowievon den übrigen
Mitgliedern dem Präsidenten in der Abgeordneten-Kammer
abgelegt.

Ein Abgeordneter, welcher in Folge einer neuen Wahl
wieder eintritt, wird mittelst Handschlagsverpflichtet, unter
Verweisungans den früher abgelegtenEid.

Art. 38.

Kein Abgeordneterkann wegen seiner Aenßerungenund
Abstimmungenin der Abgeordneten-Kammeranders als durch
dieseletztere,beziehungsweiseihren Vorsitzenden,zurechtgewiesen
und zur Verantwortung gezogenwerden.
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Wegen eines durch solcheMusterungenetwa begangenen
Verbrechensoder Vergehens kann die Abgeordneten- Kammer
ihreMißbilligungförmlichaussprechen,auch denFall zur straf-
rechtlichenErledigungan den gesetzlichenRichter verweisen.

Art. 39.

Ein Abgeordneterdarf währendder Daner der Zusammen-
knnft der Abgeordneten-Kammerund auf der Hin- und Rück-
reise wegenVerbrechenoder Vergehennur bei Ergreifung auf
frischerThat oder mit Zustimmungder Abgeordneten-Kammer
verhaftet werden.

Im ersteren Falle ist die Abgeordneten-Kammervon der
geschehenenVerhaftung, mit Angabedes Grundes, unverzüglich
in Kenntniß zu setzen.

Die Verhaftung eines Abgeordnetenaus eivilrechtlichen
Gründen erfordert gleichfallsdieZustimmungder Abgeordneten-
Kammer.

Auf Verlangen der Letzterenist für die Zeit ihrer Zu-
sammenknnstjeglichesStrafverfahren gegen einenAbgeordneten,
so wie jede Haft eines solchenauszuheben.

Art. 40.

Gesuche oder sonstige Anträge dürfen von Nicht-
Mitgliedern bei der Abgeordneten-Kammernur schriftlichein-
gesandtwerden. Eine persönlichetteberreichungodermündliches
Vorbringen sind unstatthaft.

Daneben bleibt es den einzelnenAbgeordnetenüberlassen,
die etwa an ihn für die Abgeordneten-Kammergelangenden
besonderenAnliegenweiter zu befördern.

Art. 41.

Die Abgeordneten- Kammer ist besugt, die bei ihr einge-
reichtenBeschwerdenvon Staatsangehörigen anzunehmen,wenn
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der Beschwerdeführerdarlegt, daß er sich vergeblichbemühet
hat, bei den betreffendenStaatsbehörden AbHülsezu erlangen.

Sie hat das Recht, wegenbemerkterMängel oder Miß-
brauche in der Landesverwaltungaus eigenemAntriebe Be-
schwerdezu führen.

Werden dieBeschwerdengegründetbefunden,so soll deren
Abstellungsofort geschehenund ist jedenfalls der Abgeordneten-
Kammer von dem Erfolg Kenntniß zu geben.

Art. 42.

Gesetzekönnennur in Uebereinstimmnngdes Großherzogs
mit der Abgeordneten-Kammererlassen, aufgehoben,geändert
oder authentischausgelegt werden und hat auchdie Abgeord-
ueten-Kammerdas Recht zu Anträgen und GesetzeSvorlagen.

Art. 43.

Ein von der Abgeordneten-KammereingebrachterGesetzes-
Vorschlagdarf während derselbenZusammenkunftnicht wieder
vorgelegtwerden, wenn der Großherzogselbigenablehnt.

Wird in der darauf folgendenordentlichenZusammenkunft,
nachdemzuvor ein aus einemDrittel derAbgeordneten-Kammer
niedergesetzterAusschußzu Gunsten des Gesetzesvorschlagsbe-
richtet, derselbevon drei Viertel der Abgeordneten-Kammer
unverändert angenommenund versagt der Großherzog zum
zweiten Male die Genehmigung, so ist die Abgeordneten-
Kammer aufzulösen.

Nimmt die neue Abgeordneten-Kammerdie Verhandlung
in ihrer ersten Zusammenkunstwieder auf und erfolgt von
ihrer Seite, unter Beobachtungder für die zweitePrüfung
gegebenenVorschriften, die unveränderte Annahme mit drei
Viertel Stimmen, so ist mit der Publication des Gesetzesin
Maaßgabe des Artikels 46 zu verfahren.
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Vorschläge, welcheeine Veränderung der ronstitutionell-
monarchischenNegiernngssormundder verfassungsmäßige»Rechte
des Staatsoberhaupts, in soweitsie durch das Princip dieser
Negiernngssormbedingtwerden, so wie insonderheiteine Ver-
ändernng diesesArtikels betreffen, erfordern allemal die aus-
drücklicheGenehmigungdes Großherzogs.

Art. 44.

Die zur Vollziehungund Handhabungder Gesetzeerfor-
derlichenVerordnungen erläßt der Großherzog ohne Mitwir-
kung der Abgeordneten-Kammer.

Art. 45.

Auch erläßt der Großherzog solcheihrer Natur nach der
Zustimmung der Abgeordneten-Kammerbedürfendegesetzliche

Verfügungen,welchedurch die Umständedringendgebotensind

und weder einen Aufschubbis zur nächstenordentlichenZu-

sammenkunftder Abgeordneten--Kammerzulassen,nochdie Ein-
berusuugeineraußerordentlichenVersammlungder Abgeordneten-
Kammer gestattenoder durchihreWichtigkeitrechtfertigen,auch

eine Abänderungdes StaatsgrundgesetzeSnicht enthalten.

Der Abgeordneten- Kammer sind bei ihrer nächstenZu-

sammenkunft,unter Darlegung der Dringlichkeitund Zweck-

Mäßigkeit, die also erlassenenVerfügungenzur nachträglichen

Genehmigungvorzulegen. Erfolgt diesenicht, so treten solche

Verfügungenaußer Kraft.

Art. 46.

Der Großherzog befiehlt die Verkündigung der Gesetze

mit ausdrücklichemBezug auf die erfolgte Zustimmung der
Abgeordneten-Kammer,ohne jemals die Vollziehungderselben

aufschiebenoder erlassenzu können.
In den Fällen des Art. 45 ist bei der Verkündigungder

obwaltendenUmständezn gedenken.
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Art. 47.
Würden Zweifel darüber auskommen, ob bei einem ge-

hörig verkündigtenGesetzedie verfassungsmäßigeMitwirkung
der Abgeordneten-KammerhinreichendStatt gefunden, so hat
nur die Letzteredas Recht, dieserhalbAnträge zu machen.

Art. 48.

Erörterungen zum Zweckder Aushebungeines von der
Abgeordneten-Kammergültig gefaßtenBeschlussesdürfen nicht
anders eröffnetwerden,als wenn von einemDrittel der Mit-
glieder daraus angetragen wird. Zst dies der Fall, so muß
zur Prüfung der Sache einAusschußuiedergesetztwerden,und
wenn diesersür die Aufhebungberichtet, anch zweiDrittel der
Abgeordneten- Kammer dafür stimmen, ist der betreffendeBe-
schlußaußer Geltung gesetzt.

Dieser Bestimmung unterliegenjedochnicht die von dem
GesammtministerinmeingebrachtenGegenstände.

Art. 49.

Die Versammlungder Abgeordneten-Kammermuß alle
zwei Jahre im Monat November von dem Großherzogezu-
sammenbernsenwerden.

Unterbleibt dies, so versammeltsich dieselbeam letzten
Tage diesesMonats von Rechtswegen,und zwar, insoweitin-
zwischenkeineErgänzungswahleuvorgenommenworden,in ihrem
bisherigen Bestände.

Außerdemsteht es dein Großherzogefrei, jederzeit,wenn
er es für nothwendighält, die Abgeordneten-Kammeraußer-
ordentlichznsammenzubernfen,und wenn dies der Fall gewesen,
braucht die ordentlicheVersammlung erst im November des
darauf folgendenJahres abgehaltenzu werden.

3*



20

Art. 50.

Die Einberufungerfolgt mittelstGroßherzoglicherVerord-
nnng in dem Gesetzblatte.

Deren zeitigeBewirknngist die verfassungsmäßigePflicht
des Vorsitzendenim Gesammt-Ministerium,und müssenin der
betreffendenVerordnung der Regel nach die der Abgeordneten-
Kammer zu machendenwichtigerenVorlagen im Allgemeinen
bezeichnetwerden.

Art. 51.

Eine Versammlungder Abgeordneten-Kammerdarf ohne
Einberufung,oder nach demSchlüsse,der Vertagungoder Aus-
löfung, nicht statthaben, mit alleinigerAusnahmeder in den
Artikeln49 und 57 bezeichnetenFälle.

Art. 52.

Die Versammlungensind am Orte der Staatsregierung
abzuhalten.

Art. 53.

Der Großherzog eröffnet und schließtdie Versammlung
der Abgeordneten-Kammerentweder in eigner Person oder
durch einen dazu Bevollmächtigten.

Art. 54.

Der Großherzoghat das Recht, die Abgeordneten-Kammer
zu vertagen,zu verabschiedenund auszulösen,in welchemletztern
Falle die Abgeordnetenwiederwählbar sind.

Die Gründe der Vertaguug und der Auslösungsind der
Abgeordneten-Kammermitzutheilen.

Art. 55.

Ohne Zustimmung der Abgeordneten-Kammerdarf die
Vertagung den Zeitraunt von drei Monaten nicht übersteigen
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und deren WiederholungwährendderselbenZusammenkunftnicht
stattfinden.

Art. 56.

Die Abgeordneten-Kammerhat das Recht, sichauf drei
Tage zu vertagen. Zu einer längeren Vertagung ist die Ge-
nehmigungdes Großherzogserforderlich.

Art. 57.

Im Falle einer Auflösungmuß in der dieselbeverfügen-
den Urkundeder Tag der neuenWahlen bestimmtwerdenund
sind dieselbeninnerhalbeinerZeitfrist von achtWochenzu ver-
anstalten. Die Einberufungist dergestaltanzuordnen,daß vom
Wahltage abgerechnet,binnen vier Wochender Zusammentritt
der neuen Abgeordneten-Kammererfolgt.

Wird die Anordnung der Wahlen oder die Einberufung
unterlassen,so haben nach Ablauf von zwölfWochendie Mit-
gliederder aufgelöstenAbgeordneten-Kammersich sofort ohne
Einberufungzu versammelnund treten wiederumin ihreRechte
ein bis zur Bildung einer neuen Abgeordneten-Kammer.

Art. 58.

Die Minister, so wie diejenigenStaatsbeamten, derenZn^
ziehungsie für nöthig halten, haben Zutritt zu den Sitzungen
der Abgeordneten-Kammerund müssenbei allen Verhandlungen
gehört werden.

Die Abgeordneten- Kammer kann die Gegenwart der
Minister verlangen und haben dieseder Abgeordneten-Kammer
aus die an sie gerichtetenFragen Antwort zu ertheilen.

Ein Stimmrecht haben die Minister in der Abgeordneten-
Kammernur dann, wenn sie Mitglieder derselbensind.

Art. 59.

Die Sitzungen der Abgeordneten-Kammersind öffentlich.
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Sie werdengeheim:
a. aus Anfordern des Gesammtministerinmsbei Mit-

theilnngen,für welchediesesdie Geheimhaltungnöthig
hält,

b.aufdenAntragdesPräsidentenodervonwenigstens
zehn Mitgliedern,wenn denselbennachEntfernung der
Zuhörer die Mehrzahl der Abgeordnetenbeistimmt.

Art. 60.
Nur den Ministern, den von ihnen zugezogenenStaats-

beamten,sowieden BerichterstatternderAusschüsseist das Ab-
lesen schriftlicherVorträge gestattet; alle übrigen Mitglieder
der Abgeordneten-Kammerdürfen nur mündlicheReden halten.

Art. 61.

Aeußerungendes Beifalls oder der Mißbilligung,so wie
sonstigeEinwirkungenauf die Abgeordneten-Kammeroder den
Gang der Verhandlungensind den Zuhörern untersagt, und
hat der Präsident erforderlichenFalles durch Entfernung der-
selben,die äußere Ordnung angemessenaufrechtzu erhalten.

Art. 62.

Berathnngen und Beschlüsseder Abgeordneten-Kammer
dürfen nur bei Anwesenheitvon zwei Drittel der durch die
VerfassungbestimmtenZahl der Mitglieder stattfinden»

Die Beschlüssewerden mit Ausnahme der in den Art.
43, 48 und 126 gedachtenFälle und der nach Ausweis der
Geschäfts- Ordnung vorzunehmendenWahlen, durch absolute
Stimmenmehrheitgefaßt.

Art. 63.

Im Falle einer Stimmengleichheitist die Sache in einer
folgendenSitzung wieder vorzubringenund wenn auch hier
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keineabsoluteStimmenmehrheiterlangt werdensollte, so ist es
anzusehen, als sei der zur AbstimmunggebrachteGegenstand
abgelehntworden.

Art. 64.

Die über die Verhandlungenin der Abgeordneten-Kammer
aufgenommenenProtokolle sind durch de» Druck bekannt zu
machen,falls nichtin einzelnenFällen dieAbgeordneten-Kammer
die Geheimhaltungbeschließt.

Art. 65.

Der vor dem Schlüsse der Versammlung zu gebende
Abschiedwird eineZusammenstellungaller definitivenResultate,
so wie die Erklärungen des Großherzogsans die Anträge der
Abgeordneten-Kammerenthalten und ist durch das Gesetzblatt
öffentlichbekanntzu machen.

Art. 66.

Die näheren Bestimmungenüber das Verfahren in den
Versammlungender Abgeordneten-Kammerund den Geschäfts-
betrieb wird die vonder Abgeordneten-Kammerzn beschließende
Geschäftsordnungfeststellen.

Art. 67.

Die Abgeordneten,mit Ausnahmeder am Orte der Ver-
sammlnngwohnenden,erhalten Tagegelderund ihre Reisekosten
erstattet.

V. Abschnitt,

VondenGemeinde»undKreisverbänden.
Art. 68.

Alle Staatsgenossen müssen einer Gemeinde angehören»
Dasselbegilt von sämmtlichenGrundstücken.
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Ausgenommenvon diesenVorschriftensind nur die Mit-
glieder des GroßherzoglichenHauses und die Großherzoglichen
Schlösserund Gärten.

Art. 69.
Die Bildung von Landgemeinden,so wie die Verfassung

und Verwaltung der Gemeinden überhaupt, sind durch ein
Gesetz zu regeln, welchesals Grundbestimmungendie freie
Wahl der Beamten und Vertreter der Gemeinde, die eigene
selbstständigeVerwaltung des Gemeindevermögensund der Ge-
meindeangelegenheitenmit Einschlußder Ortspolizei und eine
angemesseneOessentlichkeitder Geineindeverhandlnngen,unter
alljährlicher Veröffentlichungdes Gemeindehaushaltes, aufzu-
nehmenhat.

Art. 70.
Die Oberaufsichtdes Staats tritt nnr aus Gründen des

allgemeinenWohls ein und sind die Gränzen dieserOberaus-
sichtin dem Gesetzenäher zu bestimmen.

Art. 71.
Keine Gemeindedarf zu Abgabe»oder Leistungenheran-

gezogenwerden, wozu sie nicht ihre Zustimmungertheilt hat,
oder durchein Gesetzverpflichtetworden ist.

Art. 72.
Das ganze Großherzogthum ist in Kreise einzutheilen,

denen die einzelnenGemeindenangehörenmüssen.

VI. Abschnitt.

Vom Staatsdienste.
Art. 73.

Staatsbeamte, welchedefinitivund ohne Kündigung an-
gestelltsind, dürfen im Verwaltungswegenur unter Verleihung
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der gesetzlichenPension entlassenwerden. Die Verminderung
oder gänzlicheEntziehungder Pension kann nur durch richter¬
lichenSpruch erfolgen. Bei einer Verfetznngist solchenBe-
amten, unter Erstattung der Umzngskosten,das ganze bisherige
Gehalt zu belassen.

Art. 74.
Die Anstellungder richterlichenBeamten muß auf Lebens-

zeit geschehenund dürfen dieselbenmit ihren Gehalten nicht
aus Sportein angewiesenwerden.

Art. 75.
Ein richterlichesAmt darf mit einem einträglichenNeben-

amte nicht verbundenwerden, wenn nicht in besonderenFällen
die Abgeordneten- Kammer ihre Zustimmungdazu ertheilt.

Art. 76.
RichterlicheBeamte dürfen die gerichtlicheAdvoeaturnicht

ausüben und als Notarien nicht fungiren.

Art. 77.

Anwartschaftenaus Staatsämter finden nicht Statt und
dürfen Staatsdiener, deren Entsetzungvom Dienste in der
Weise geschehen,daß ihre Unfähigkeitzum Staatsdienst durch
gerichtlichesErkenntniß ausdrücklichausgesprochenwordenist,
niemals wieder im Staatsdienste angestelltwerden.

Art. 78.
Die sonstigenVerhältnissedes Staatsdienstes sind durch

ein Gesetzzu ordnen.

Art. 79.
Die in Bezug aus die bestehendenWittwen-Znstitute er-

worbenenRechtestehenunter dem Schutzeder Verfassung.
4
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VII. Abschnitt.

Vom Schulwesen.
Art. 80.

Für den Elementar-Unterrichtder Jugend hat jede Ge¬
meindeausreichendeSorge zu tragen.

Der unvermögendenGemeinde wird aus Staatsmitteln
Hülse gewährt.

Art. 81.
Die Aussichtüber das Gemeinde-Schnlwesenübt der von

der GemeindeeinzusetzendeSchnlvorstandim Auftrage und aus
Vollmachtder Gemeinde.

Art. 82.
Anstaltenfür den höherenUnterricht, so wie Fachschulen

hat der Staat zu erhaltenund beziehungsweisezu gründen.

Art. 83. V
Der Staat führt dieOberaussichtüber sämmtlicheUnter-

richtsanstaltendurchbesonderevon ihm eingesetzteBehörden.

Art. 84. .
Ein besonderesGesetz, in Grundlage vorstehenderBe-

stimmnngensoll das gestimmteUnterrichtswesenordnen.

VIII. Abschnitt.

VomStaatshaushalt.
Art. 85.

Die Sondernng des Staatsgutes von dem Gute des
GroßherzoglichenHanses und beider von dem Privatvermögen
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des Großherzogsund der übrigen Mitgliederder Großherzog-
lichenFamilie ist durch die zwischendem Großherzogund der
Abgeordneten-KammergetroffeneVereinbarung vom
geschehen.Dieselbeist diesemStaatsgruudgesetzeunter No. I.
angelegtund bildet einen wesentlichenBestandtheildesselben.

Art. 86.

Das gesammteStaatsgut ist, als eine uutheilbare Ge-
sammtinasse,stets in seinen wesentlichenBestandtheilenzu er-
halten und auf eine das nachhaltigeEinkommensicherndeWeise
lediglichzn den Zweckendes Staats zn benutzen.

Art. 87.

Die Veräußerung oder Beschwerungdes Staatsgutes mit
Schulden oder andern Lasten kann nur mit Zustimmungder
Abgeordneten-Kammergeschehen.Dasselbegilt von der Ver-
Äußerungder dem Staatsoberhaupt zustehendenRechte.

Einer solchenZustimmung bedarf es aber nicht zu den-
jenigeu Veränderungen oder Veräußerungen, welchebei ein
zelnenBesitzungen, zur Beförderung der Landesenltur, oder
zur Entfernung wahrgenommenerNachtheile dnrch Verkauf,
Austausch, Ablösung, Vererbleihnngoder zur Berichtigung
zweifelhafterGränzen nöthig oder gut befundenwerdensollten.
Auch gehöre» zu dieser Ausnahme der Verkauf entbehrlicher
Gebände, so wie die Vergleichezn Beendigungvon Rechts-
streitigkeiten.

Was durch solcheVeräußerungen erworbenwird, nimmt
die Eigenschaftdes veräußertenGegenstandesan und tritt an
dessenStelle.

Etwa vereinnahmteKanfgeldersind baldthuulichstzinsbar
zu belegenoder zum Abtrag zinstragender Staatsschulden zu
verwenden. Zu einer sonstigenVerwendungist die Zustim-
muug der Abgeordueteu-Kammererforderlich.
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Art. 88.
Alle Veränderungenim Bestände des Staatsgutes sind

der Abgeordneten-Kammerbei deren nächstenordentlichenZu-
sammenkunstdarzulegen.

Art. 89.

Das Hausgut ist Eigenthumdes GroßherzoglichenHauses.
Der Besitzund dieNutzungdes Hausgutes gebührendem

Großherzogeund gehenauf den Regierungsuachsolgerüber.

Art. 90.
Das Hausgut ist unveräußerlich.

Art. 91.

Außer der Veräußerung einzelnerbeweglicherSachen sind
indessenin den Fällen und unter den Bedingungen,welcheeine
Veräußerung des Staatsgutes ohne Zustimmung der Abge-
ordneten-Kammerzulassen,Veräußerungenund Veränderungen
des Hausguts gestattet.

Etwanige Kaufgelder sind, sobald sich eine vortheilhaste
Gelegenheitdarbietet, zumErwerb liegenderGründeanzuwenden.

Auchsteht dem Großherzogedas Recht zu, das Hausgut,
unter Zustimmungder Abgeordneten-Kammer,bis zum Dritt-
theile seines Werthes in außerordentlichenNothsällen zu ver-
pfänden. Der Abtrag solcherSchulden ist zugleichdurch ein
Gesetzzu regeln.

Art. 92.
Der Großherzoghat zu bestimmen, ob eine abgesonderte

Verwaltung des Hausgutes statthaben, oder ob dieselbein
Verbindungmit dem Staatsgute geschehensoll.

Art. 93.

Privateigentum des Großherzogs ist alles dasjenige,
was derselbevor seinemRegierungsantrittebereits besessenhat,
oder späterhinerwirbt.
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Art. 94
Der Großherzog kann über das Privateigenthum unter

den Lebendenund aus den Todesfall frei verfügen, nach den
näheren Bestimmungendes sub No. II. anliegenden,unter dem
Schutzeder VerfassungstehendenHausgesetzesvom ,
welcheszugleichdie Apanagen und die Witthumsverhältnisse
regelt.

Art. 95.

Der Großherzog hat jährlicheine mit der Abgeordneten-
Kammer auf die Dauer seiner Regierung vereinbarteSumme,
als Civilliste, in monatlichenZahlungen, ans den Staats^
Cassenzu beziehen.

Art. 96.
Bis zur Feststellung einer neuen Civilliste bezieht der

Regierungsnachfolgerdie mit seinem Vorgänger vereinbarte
Civilliste.

Art. 97.

Steuern und Abgabenkönnenohne Zustimmungder Ab-
geordneten-Kammer nicht ausgeschriebenund erhobenwerden.

Für die Feststellungvon Wegegeldernund Gerichtssporteln
ist die Bewilligunggleichfallserforderlich.

Art. 98.

Die Zustimmung darf an keine Bedingungen geknüpft
werden, die nicht das Wesen oder die Verwendungder Aus-
gaben unmittelbar betreffen.

Art. 99.

Die Abgeordneten- Kammerwird Ausgabennicht verwei-
gern, derenNotwendigkeit auf Verbindlichkeitenbeucht, welche
im Wege der allgemeinendeutschenVerfassungoderder Landes-
Verfassnng entstehen, oder aber zur Zeit der Erlassungdieses
Staatsgrundgesetzesbereits rechtlichbestehen.
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Art. 100.
Die gestimmteStaatsschuld ist als solchedurch die Ver-

sassunggarantirt und wird das Staatsschuloenwesenin Ueber-
einstimmnng>uitder Abgeordneten-Kammergeregelt.

Ohne Einwilligung der Abgeordneten- Kammer dürfen
keineStaatsanleihen und Schulden contrahirt werden.

Die Verwendung der zur Verzinsung und Tilgung der
Staatsschulden ausgesetztenSummen soll unter Mitwirkung
von zwei Commissariender Abgeordnete»-Kammergeschehen.

Diese Commissariensind auch bei Ausstellungvon Obli-
gationen über Staatsschuldenzuzuziehen,um zu eonstatiren,
daß beiEingehungvon Anleihen,derenvollständigeBedingungen
ihnen mitzutheilensind, die verfassungsmäßigenZuständigkeiten
nicht überschrittenwerden.

Die Abgeordneten-Kammerernennt ans ihrenMitgliedern
dieseCommissarienauf einen vierjährigenZeitraum.

Erfolgt inzwischeneine Auslösung der Abgeordneten-
Kammer, so verbleibenjedochdieseCommissariennur so lange
in Function, bis von der darauf folgenden Abgeordneten-
Kammer eine neue Wahl vorgenommenworden ist.

Die Vornahme einer solchenneuen Wahl vernothwendigt
sichauch in dem Falle, wenn der eine oder der andere dieser
Commissarienvor Ablauf des Zeitraums, für welchenderselbe
ernannt worden ist, aufhört, Mitglied der Abgeordneten-
Kammer zu sein.

Art. 101.
Bei einer jeden ordentlichenVersammlungder Abgeord-

neten- Kammer ist mit deren Zustimmung der Bedarf des ge-
stimmten Staatshaushaltes für die nächstfolgendeFinanz-
Periode festzusetzen.

Der Abgeordneten-Kammerwird, möglichstbaldnachihm«
Zusammentreten, ein nach dm Hauptzweigender Verwaltung
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aufgemachterVoranschlagvorgelegt werden, welcherdie Aus-
gaben, Einnahmenund die Deckungsmittelthunlichstvollständig
und genau enthaltenmuß.

Zu EtatSüberschreitungenist dienachträglicheGenehmigung
der Abgeordneten-Kammererforderlich.

Art. 102.

In den Ausschreibenund Verordnungen, welcheSteuern
und andere Abgabenbetreffen, soll die gescheheneBewilligung
der Abgeordneten-Kammerausdrücklichbemerktwerden.

Art. 103.
Verzögertnach Ablauf der festgestelltenFinanzperiodesich

die neue Bewilligung aus dem einen oder demandernGrunde,
so dürfen die für den ordentlichenStaatsbedarf bewilligten
Stenern »nd AbgabennochsechsMonate hindurchforterhoben
werden.

Diese sechsMonate werden jedochin die neue Finanz-
Periode eingerechnetund ist in einem solchenFalle bei Ver-
kündigungder Steuern und Abgaben auf diesen Artikel der
VersassungsurkundeausdrücklichBezug zn nehmen.

Art. 104.

Der Abgeordneten- Kammer steht das Recht zu, das
Finanzwesenzu überwachenund sind derselbenbei jeder ordent-
lichenVersammlungzugleichmit demVoranschlagedie bis dahin
abgelegtenund aufgenommenenRechnungender Haupt-Cassen
und der betreffendenNeben-Cassennebst den erforderlichenBe-
lägen und Erläuterungenvorzulegen.

Art. 105.

In dringendenund unvorhergesehenenFällen kann der
Großherzogunter den im Art. 45. angegebenenVoraussetzungen
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und Bedingungendie zur Deckungeines außerordentlichenBe¬
dürfnisses unumgänglicherforderlichenfinanziellenMaßregeln

vorläufig verfügen. Es sind dieselbenaber unter Nachweisung
der verwandtenSummen der nächstenAbgeordneten-Kammer
zur Erwirkungder verfassungsmäßigenZustimmungvorzulegen.

IX. Abschnitt.

VerschiedenesonstigeBestimmungen.

Art. 106.

Der Aufenthalt innerhalb der Grenzen des Staats ver-
pflichtetzu Beobachtung der Gesetzeund begründet dagegen
gesetzlichenSchutz.

Art. 107.

Kein Staatsgenosse kann zur Strafe für ein Verbrechen
oder aus sonstigenUrsachenaus dem Landeverwiesenwerden.

Art. 108.

Die Gerichtesind innerhalbder Grenzen ihrer Zuständig-
keit unabhängigund nur dem Gesetzeunterworfen.

Zur Ausführung ihrer Erlasse dürfen sie die Hülse der
bürgerlichenund militärischenBehörden verlangen.

Art. 109.

Die Zuständigkeitder Gerichte und der Verwaltungsbe-
Hördenist durch ein Gesetzzu bestimmen.

Die Entscheidungüber sich ergebendeCompetenz-Conslicte
ist einer besonder»Behörde zuzuweisen.
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Art. 110.

Die Verwaltung der Staats- und Hausgüter und der
Steuern nimmt in allen sie betreffendenRechtssachenRecht vor
den ordentlichenGerichten.

Art. III.

PrivatrechtlicheAnsprüchegegen den Großherzoggehören
zur Competenzder ordentlichenGerichte und wird der Groß-
herzog ein für allemaleinenProeurator ernennen,gegenwelchen
derartige Klagen zu erhebensind.

Auch die Mitglieder der GroßherzoglichenFamilie stehen
hinsichtlichsolcherprivatrechtlichenAnsprücheunter den ordent-
lichenGerichten,vor denen siegleichfallsdurchBestellungeines
Proeurators Recht zu nehmenhaben.

Art. 112.

Die bewaffneteMacht steht außer demKriege undDienste
unter denselbenRechtsvorschriften,welchefür dieübrigenStaats-
genossenzur Anwendungkommen.

Die militairischeDisciplin im Kriege und Frieden wird
ein Gesetzfeststellen.

Art. 113.

Das Militairverpflegungswesenund die Qnartierlast sind

durch ein Gesetzzu ordnen.

Art. 114.

Die bewaffneteMacht kann für Zweckeder innerenOrd-

nung und Sicherheit, sowiezur Vollziehungder von denCivil-

behördenerlassenenVerfügungennur auf Antrag derzuständigen

Civilbehördeneinschreiten.
Die Fälle, in welchen,sowiedieFormen, unter denen ein

solchesEinschreitengeschehendarf, sind durch ein Gesetz zu

bestimmen.
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Zm Falle einesAufstandeskann das Gesammtministerium
die gestörte Ordnung, so wie die gefährdeteFreiheit durch
außerordentlicheMittel, nötigenfalls durch Anordnung des
Standrechts, wiederherstellenund schützen.

Die nähere Feststellung der Formen und Bedingungen
für solcheaußerordentlicheMaßregeln, so wie die Befuguiß des
Gesammtministerinmszur Suspension einzelnerBestimmungen
der Verfassung, wird durch ein besonderes!Anfruhrgesetzge-
schehen.

Art. 115.

Die Gerichtsbarkeitder Landesuniversitätist ausgehoben
und sind dieDisziplinarstatutenfür dieselbedurch ein Gesetzzu
regeln.

Art. 116.

Gebührenkönnenvon Staats- und Commuualbeamtennur
auf Grund eines Gesetzeserhobenwerden.

Art. 117.
Die Erfordernissefür die Ertheiluug von Corporations-

rechtensind gesetzlichzu bestimmen.

Art. 118.

Dispensationenvonkünftig ergehendenverfassungsmäßigen.
Gesetzendürfen nur dann ertheilt werden, wenn deren Er-
theilung ausdrücklichin dem Gesetzeals zulässigvorbehalten
worden ist.

Art. 119.

Erfinduugs- und Einführungspatente können von dem
Gesammtministerium,jedochnicht länger als auf zehn Jahre,
ertheilt werde» und bedarf es dazu nicht der Zustimmungder
Abgeordneten- Kammer.
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Art. 120.

AllenStiftungen ohneAusnahme,sie mögenfür kirchliche
Zwecke,für den Unterricht oder die Wohlthätigkeitbestimmt
sein, wird der volle Besitzund Gennß ihres Vermögens und
Einkommenszugesichert. Dasselbe steht unter dem besonderen
Schntzedes Staats und darf zum Staatsvermögen nicht ein-
gezogenwerden.

Würde der ursprünglichestiftungsmäßigeZwecksichnicht
mehr in seinemganzenUmfangeoder dochnicht in zeitgemäßer
Weise erreichenlassen, so ist es zulässig, das stiftungsmäßige
Vermögenzu einem andern Zweckezn verwenden, jedochmuß
dieserZweckein ähnlichersein und kann die Verwendungnur
mit Zustimmungder beteiligtenPrivatpersonenundGemeinden
und soferneAnstalten in Betracht kommen, welchedas ganze
Landangehen, nur mit Zustimmungder Abgeordneten-Kammer
geschehen.

X. Abschnitt.

VonderGewährderVerfassung.
Art. 121.

Der regiereude Großherzog hat alsbald nach Verein-
barung dieses Staatsgrundgesetzesvor einer Deputation der
Abgeordneten-Kammerdie unverbrüchlicheAufrechthaltungder
Verfassungin einer Urkundeeidlichzuzusichern,welcheder Ab-
geordneten-Kammermitgetheiltnnd im Archivederselbennieder-
gelegtwird.

Art. 122.

Jeder Nachfolger in der Negierung verheißt vor Ans-
Übungseines RegierungSrechtesmittelstfeierlichenEides:

5«'
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Die Verfassung des Großherzogthumsunverbrüchlich
aufrecht zu erhalten und den grundgesetzlichenBestim-
mungen, so wie den Gesetzengemäß zu regieren.

Die Eidesleistungerfolgt in Gegenwart der Mitglieder
des Gesammtministeriumund dreierMitgliederderAbgeordneten-
Kammer, welchevon dieserernannt werden, wenn sie gerade
versammeltist. Sonst aber geschiehtdie Einberufung dieser
drei Mitglieder durch das Gesammtministeriumund sind, im
Falle einer zuvor stattgehabtenAuslösung, Mitglieder der zu-
letztversammeltgewesenenAbgeordneten-Kammerzuzuziehen.

Das darüber aufgenommeneProtoeoll, welchesvon dem
Großherzogeuud den Anwesendenzu vollziehenist, wird der
Abgeordneten-Kammerzugefertigt und im Archive derselben
aufbewahrt.

Bis zur Eidesleistungdes Großherzogsführt das dafür
verantwortlicheGesammtministeriumdie Regierung fort.

Art. 123.

Im Falle einer Regentschafthat vor deren Antritt, bis
zu welchemdas dafür verantwortlicheGesammtministeriumdie
Regierungfortführt, der Regent den im Artikel122 bestimmten
Eid in der daselbstvorgeschriebenenWeise zu leisten.

Art. 124.

In den Diensteid der Staatsbeamten, den Gemeinde-
bürgereid und den Fahneneid ist der Eid auf die Verfassung
aufzunehmen.

Art. 125.

Die Abgeordneten-Kammerhat das Recht zur gerichtlichen
AnklagederjenigenMitgliederdes Gesammtministerium,welche
einer Verletzung der Verfassung oder eines für einen integri-
renden Theil der Verfassungerklärten Gesetzes, sich schuldig
gemachthaben.
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Eine solchegerichtlicheAnklagedarf jedocherst dann er-
hoben werden, wenn der darüber gefaßte Beschluß in einer
folgenden,mindestensvierzehnTage nachder erstenAbstimmung
gehaltenenSitzung wiederholtworden ist.

Die näheren Bestimmungenüber die Ministeranklage,das
dabei einzuhaltendeVerfahren und die Bildung eines Staats-
gerichtshoseSsind durchein Gesetzzu regeln.

Art. 126.

Solche Beschlüsseder Abgeordneten-Kammer, wodurch
Abänderungendes Staatsgrundgesetzesoder Zusätze zu dem-
selbenbeantragt oder zugestandenwerden, erfordern die An¬
wesenheitvon drei Viertheilen der verfassungsmäßigenAnzahl
der Abgeordnetenund müssenmindestenszwei Drittheile der
Erschienenendafür sichausgesprochenhaben.
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Bemerkungen
zum

Entwurf des Staatsgrundgesetzes.

^. ic organischeEntwickelung der Gesellschaftist in dem gesammten deutschenVaterlande
in ein neues Stadium eingetreten. Auch für Mecklenburg hat sie eine Krisis herbei-
geführt, und das schon vorhandene Bedürfniß einer Veränderung der Staatsform ist zu
einer unabweisbaren Nothwendigkeit geworden.

Der in der Großherzoglicheu Proklamation vom 23. März dieses Jahres zu
erkennen gegebenen AllerhöchstenAbsicht, die bisher bestandenelandständischeVerfassung
auszulösen, und an deren Stelle eine Repräsentativ-Verfassung einzuführen, haben die
auf deni vorgewesencn außerordentlichen Landtage mit den Landständen gepflogenenVer-
Handlungen in ihren Resultaten entsprochen, und nachdem durch die, in Grundlage des
am 13. Juli diesesJahres publicirteu provisorischenWahlgesetzes, vorgenommenenWahlen
von Abgeordneten ein neues Organ der Gesammthcit der MecklenburgischenBevölkerung
geschaffenworden ist, bildet die Feststellung der Verfassuugs-Urkunde die nächsteAufgabe.

Es sind darin die obersten Grundsätze des künftigen MecklenburgischenStaatsrechts
zu regeln und der Weg anzubahnen, die Staatseinrichtungen zu einer höheren Voll-
kommenheit zu bringen, und in einem regen, aber gesetzlichenLeben das Wohl und Ge-
deihen des Staats zu befördern. Zur vollständigen materiellen Ausbildung aller Be-
stimmuugen der Verfassung, wenn sie keine Täuschung sein soll, bedarf es aber einer
Erstarkung der geistigen und sittliche»Kraft, und da jede organische Entwickelung unter
äußeren Einflüssen steht, so liegt es in der Sache, daß der leitenden Idee häufig erst
auf dem Wege einer mehrfachenUmbildung die entsprechendereale Gestalt wird verliehen
werden können. Eben so gewiß ist es, daß das Streben »ach dem Ziele der neuen
Rechts- und Staatsanschauung, auch abgesehen von den der Ausführung oft sich bei-
gesellendenJrrthümcrn und Mißgriffen, mannigfachen Mißklang in die Bewegung des
Lebens bringen wird, welches nach der bisherige» Staatsform sich gestaltet hat, und es
thut um so mehr Roth, daß ei» aus reinen Absichten hervorgehendes ernstes Wollen
Platz ergreife, und wechselseitigesVertrauen ein allseitiges inniges Mitwirken veranlasse.
Nur in dieser Weise werden selbstsüchtigeNebenzweckezu beseitigen, so wie eine Aus-
gleichung abweichenderInteressen zu erreiche»sein. Mit Hülse von Zeit, Erfahrung und
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Ucbung lassen dann leichter die Schwierigkeiten sich überwinden, und ein Zustand der

UebereinstimmungzwischenGesinnung und Gesetz sich erzielen.
Insonderheit wird zu beherzigensein, daß die Verhältnisse Mecklenburgs für eine

Umbildung derselben nach constitutionellen Grundsätzen ganz besondere Schwierigkeiten

darbieten. Während in allen übrigen deutschenStaaten, beim Uebergang zum Reprä¬

sentativ-System die alte landständischeVerfassung entweder in dem Absolutismus ihren

Untergang gefunden hatte, oder doch nur als scheinbareForm bestand, hat siein Mecklen-

bürg, welches, in Folge seiner geographischenLage und der früheren unvollkommenen

Communication, von den größeren weltgeschichtlichenBewegungen und sonstigenEinflüssen

von Außen her weniger berührt worden ist, bis in die neuesteZeit ungeschwächtsich er-

halten, und, mit Ausnahme von sehr wenigen und unbedeutendenEinrichtungen, sindalle

Lebensverhältnisse, und der ganze Staatsorganismus uud Mechanismus auf das Engste

mit ihr verwachsen. So wie nun im Allgemeinen frühere Zustände, auch wenn im

Laufe der Zeit die wesentlichstenVeränderungen in Grundsätzen und Formen vor-

genommen worden sind, sei es in ihren Folgen, sei es durch ihre Gegensätze, häufig in

die Gegenwart hercinrcichen, so wird für Mecklenburg die volle Verwirklichung der Re-
Präsentatio-Verfassung um so schwieriger sein, als für die Um- und Neugestaltung ein

sehr weites, in seinen Einzelheiten von vorne herein kaum zu übersehendes Feld sich
darbietet, und eine Menge, durch die Mannigfaltigkeit des Lebens geschaffeneWechsel-

beziehungen sich finden, die, wenn fie gewaltsam aus ihrem Zusammenhange gerissen

werden, schädlicheVerwirrungen hervorbringen, und der materiellen Wohlfahrt verderblich

werden müssen. Vorzugsweise wird die Annahme der neuen StaatSform ihre Wirkungen

in Bezug auf die Verwaltung äußern, indem diese zur Verfassung sichverhält, wie das

Mittel zum Zweck,und da gerade die Verhaltungsmaßregeln diejenigen sind, welche nach

Außen hin das Leben am Meisten unmittelbar berühren, eine gute Verwaltung aber

nicht aus rein abstracten Grundsätzen sich construiren läßt, vielmehr die Güte derselben

von deren Zweckmäßigkeitabhängt, so werden die gewöhnlichenErscheinungen der Auf-

löfnng noch längere Zeit sich kund geben, bevor die neue Schöpfung vollbracht ist, und

es sind, um den Zustand einer vollkommenen Staatseinheit zu verwirklichen, und um

dasjenige, was bisher oft nur äußerlich neben einander bestand, in inneren Zusammen-

hang zu fügen, Anstrengungen und Opfer zu erfordern, zumal das tiefere Bewußtsein

über das Wesen des Staats eine größere Energie der Staatskrast bedingt.

Besondere Rücksichterheischendiejenigen Zweige der Verwaltung, in Betreff de-

ren eine ständischeTheilnahme Statt gefunden hat. Von ihnen wird weiter unten fpe-

ciell die Rede fein.
Auch wird demnächst an geeigneter Stelle das Nöthige gesagt werden über das

Verhältniß, in welchemdie Verfassung Mecklenburgs zu der allgemeinen deutschenVer-
fassung steht.

Im Uebrigen gehört die Lehre der constitutionellenMonarchie bereits der Wissen-

schaftan, und es bedürfen daher weniger die einzelnen, durch die Verfassung festzustellen¬
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den Grundsätze einer näheren Begründung, als es vielmehr erforderlichwird, darzulegen,
daß und in welcher Weise die bestehendenZustände in Mecklenburg dadurch berührt
werden, um die nöthigc allgemeine Verständigung über die in dem weiten Gebiete der
Organisation des Staates einzuschlagendenund planmäßig zu verfolgenden Wege her-
beizuführen.

I. Abschnitt.

Vom Staatsgebiete.

Zu Art. 1.

Nach Ausweis des in diesem Artikel näher bezeichnetenVertrags, sind die Stadt
und Herrschaft Wismar, so wie die Aemter Poel und Neukloster, nebst Zubehörungen,
auf einen Zeitraum von 100 Jahren dem derzeitigen Herzog von Mecklenburg und des-
sen Nachfolger antichretischverpfändet worden, mit der Bestimmung, daß, wenn beim
Ablauf dieser Zeit der König von Schweden das Wiedercinlösungsrecht nicht geltend
machen würde, die getroffeneVereinbarung noch auf andere 100 Jahre erneuert sein solle.

Eine Jncorporation der fraglichenGebietsteile in den bisherigen staatsrechtlichen
Verband der Herzogthümer Mecklenburg hat nicht Statt gefunden, sondern nur eine
Personal-Union mit Mecklenburg-Schwerin bestanden.

Unter solchenUmständen mußte der zu geschehenhabenden wirklichenVereinigung
ausdrücklichgedachtwerden. Die Dauer derselben war jedoch insofern als eine beschränkte
hinzustellen, als eine Wiedereinlöfung geschehenkann, und es liegt in der Sache, daß,
wenn dieser Fall eintreten sollte, jene Vereinigung und deren Folgen keinerlei Wirkung
werden äußern dürfen in Betreff des gegenseitigenRechtsverhältnisseszwischendem Könige
von Schweden und den mehr beregten Gebietsteilen.

Wegen der beiden Seestädte Rostockund Wismar muß insonderheit noch bemerkt
werden, daß auf dem vorgewesenen außerordentlichenLandtage Ritter- und Landschaft
die Lösung der bisherigen Landesvertretung von der ausdrücklichenBedingung abhängig
gemacht haben, daß die beiden Seestädte generell eS anerkennten und aussprächen, daß
sie der allgemeinen Gesetzgebung des Landes sich unterwürfen, und ihre Privilegien
und vertragsmäßigen Rechte nur soweit in Wirksamkeit verbleiben könnten, als sie mit
dem Wesen der neuen Verfassung und deren uothwendigen Consequenzrn sich vereinbar
zeigen würden.

Die von den Seestädten Rostockund Wismar beziehungsweiseam 21. Juli und
15. August d. I. eingereichtenVorträge enthalten nun zwar derartige allgemeine Aner-
kennungen und Erklärungen; allein es sind denselbenBedingungen hinzugefügt, welche
daraus hinauslaufen, daß Erstem? für die Aufgabe einzelner Vorrechte eine Entschädi-
gung zu Theil werde. Zur Erörterung der desfallsigcnVerhältnisse hat die Regierung,
weil die Bedingungen gleichfalls mir allgemein gestellt waren, sich veranlaßt gefunden,

6
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eine commissarischeVerhandlung eintreten zu lassen, und werden die betreffendenActen

der Abgeordneten-Kammervorgelegt werden.
Auch der bisher bestandenenUnion zwischenMecklenburg-Schwerinund Mecklen-

burg-Strelitz wird hier Erwähnung geschehenmüssen.
Gegründet in einer Zeit, wo das Recht des Stärkeren die meisteGeltung hatte,

und hervorgegangen aus einem Bedürfnisse nach Schutz gegen die Fortschritte der Lan-
desherrlichenGewalt, ist durch die Union der Landstände die landständischeVerfassung
zur Wirksamkeit gebracht, und hat sie demnächstweiter zu einer Verbindung der Pro-
vinzen unter sich geführt. Der Rechtfertigungsgrund für dies Verhältniß war jedoch
zuletzt nur noch ein empirischer,und würde desseninnere UnHaltbarkeit schon früher sich
herausgestellt haben, wenn man von der einen oder der andern Seite gemeint gewesen
wäre, die daraus sich ergebenden Konsequenzenstrenge durchzuführen. Nach bestimmten
Normen waren die gegenseitigen Beziehungen überall nicht geordnet; man folgte der
Gewohnheit und dem Brauche, nahm in einzelnen Fällen die Zweckmäßigkeitzur Richt¬
schnur, und ein wechselseitigesEntgegenkommen und Nachgeben bewirkten den Fortbe-
stand der Vereinigung bis in die neueste Zeit. So oft zwischender Negierung und den
Ständen des einen Landestheils über eine oder die andere Maßregel eine Vereinigung
erreicht werden konnte, so war, wie die Erfahrung dies nachweiset, das Unionsverhältniß
kein weiteres Hinderniß für deren Ausführung, und diente dies Verhältniß, wenn man
auf die rechtlicheWirkung desselbeneinen Blick wirft, gemeiniglichnur zur Entlehnung
eines dilatorischen Behelfes, wenn Ritter- und Landschaft des einen Landestheils nicht
geneigt waren, auf die nur allein von ihrem Landesherrn gemachten Vorschläge näher
einzugehen. Manche Einrichtungen und Verhältnisse haben demnach in beiden Landes-
theilen sich verschiedengestaltet, und es ist noch hervorzuheben, daß eine Absonderung
nach Kreisen zur Fassung besonderer Beschlüsse, so wie die Berufung der Stände des
einen Landestheils beziehungsweisezu Convocationstagen und Kreisconventen verfassungs¬
mäßig gestattet waren und zur Ausführung gebracht wurden.

Mit der Einführung einer Repräsentativ-Verfassung fällt nunmehr das Haupt-
sächlichsteBindemittel der Union, die gemeinschaftlicheErhaltung der besonderen ritter-
und landschaftlichenGerechtsame hinweg, und es liegt in der Sache, daß die Union der
Ritter- und Landschaft unter sich, als ein Bundesverhältniß zwischenden Abgeordneten

der beiden Großherzogthümer, nicht wird fortbestehen können. Aber auch die Verbin-
dung der Provinzen unter sich, wovon der §. 140 des Landesvergleichshandelt, ist in
ihrem bisherigen Bestände lediglich auf der Voraussetzung einer laudständischen Ver¬
fassung baflrt, wie sich dies aus dem Inhalte des eben angezogenen Paragraphen deut-
lieh ergiebt:

Was die Verbindung der Provinzen unter sich betrifft, so soll die Union dahin
sestgesetzetund verstanden werden, daß die Eingesessenevon Ritter- und Land-
schast in Unsern Herzogthümern Schwerin und Güstrow, mit Inbegriff der
Ritter- und Landschaft des Stargardschen Kreises, in einer unverrücklichen
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Gleichheit an Rechten, Privilegien und Gerechtigkeiten bestehen und gelassen
werden, dergestalt, daß obgedachtedrei Kreise nach einerlei Gesetzen, Landes-
Ordnungen und Verträgen zu regieren, mithin in solcher Gleichheit und Ge-
meinschaft, wie am Hosgericht und Confistorio, so auch an dm Landtagen und
gesammtem Contributionali, nicht weniger an den Landes-Klöstern, nach Inhalt
des oberwähnten Hamburgischen Vergleichs vom 8. März 1701 §. 8, 9 und
10, folglich an allen anderen Rechten, ^Vorzügen und Freiheiten, einander in
allen gemeinen Anliegenheiten und Nothfällen mit Rath und That, nach recht-
licher Ordnung, sich unter einander zu vertreten und beizustehenhaben sollen
und mögen.

Soll bei einer Repräsentativ-Verfassung eine wirkliche Gemeinschaft zwischen
Mecklenburg-Schwerinund Mecklenburg-StrelitzBedeutung haben und behalten, so würde,
um nur einige Puncte hervorzuheben, in Hinblick auf das Erforderniß der ministeriellen
Verantwortlichkeit die Auflösung der Abgeordneten-Kammer, so wie die Formirung eines
Budgets und die daraus sich ergebendenKonsequenzen, eine Verschmelzung der beiden
Staaten zu einem staatlichen Ganzen, unter Aufhebung der legislativen und admini-
strativen Selbstständigkeit derselben, geschehenmüssen, und läßt eine Beibehaltung ge-
meinschastlicherVersammlungen der Abgeordneten, um einen nur formellen Vereinigungs-
pnnct zu bilden, um so weniger sich rechtfertigen, als die bisherige Commnnication
während des Landtags mit Großherzoglichen Commissarien, in Folge der neuen Ver-
fassung, aufhören wird, und dagegen die Vorsteher der verschiedenenMinisteriell-Depar-
tements mit der Abgeordneten-Kammer zu verhandeln haben werden, für welchenZweck
auch die Registraturen an Ort und Stelle sich befinden müssen, um aus den Acten
Auskunft zu ertheilen und Vorlagen zu machen. Die längere Abwesenheit der Vor-
steher der Ministcrial-Dcpartcments vom Sitze der Regierung, so wie theilweise auch
der einzelnenDepartementsräthe, welchemindestens von der einen Seite stets nothwendig
wäre, würde nun aber in Bezug auf die Besorgung der laufenden Regierungsgeschäste,
überwiegende Nachtheile herbeiführen, und wenn freilich, mit Rücksichtauf die staatS-
rechtlicheMöglichkeit einer Vereinigung beider Großherzogthümer unter einem Staats-
oberhaupte der Wunsch nahe liegt, daß dieselben auch fortan nach einerlei Grundsätzen
organisirt und nach gleichenGesetzen regiert werden mögen, so wird auch ohnehin, so-
bald für beide Staaten eine und dieselbeVerfassung festgestelltworden, die weitere Ent-
Wickelung, so viel wie immer möglich, eine gleichmäßigesein, da beide Staaten Nach-
barstaaten sind, und wirkliche Verbesserungen und Fortschritte des einen Staates, je
nach den dazu vorhandenen Mitteln und Kräften, gleicheVerbesserungen und Fortschritte
in dem andern zur Folge haben werden, und zwar um so mehr, als voraussichtlich
die Neugestaltung der allgemeinen deutschenVerfassung zu möglichstgleichmäßigen Ein-
richtungen für die einzelnen deutschenStaaten führen wird.

Diejenigen Gegenstände, welche, in Folge einer Aufhebung der bisher bestandenen
6'
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Union, in Frage kommen, sind cincr besonderen commissarischenErörterung unterzogen,
und wird davon Mittheilung an die Abgeordneten-Kammer gemacht werden.

Im Uebrigen versteht es sichvon selbst, daß, in Betreffe einzelnerEinrichtungen,
zwischen beiden Großherzogthümern gemeinsame und sehr enge Beziehungen nicht nur
fortbestehenkönnen, sondern auch fortbestehenwerden, und erscheintes wünschenswerth,
wenn durch die weitere Berathung dieses wichtigenGegenstandes Mittel und Wege aus-
findig gemacht werden, welche geeignet sind, die natürlichen Bande der Vereinigung
zwischenden Genossen eines und desselbenVolksstammes in steter Frische zu erhalten.

Zu Art. 2.

Die seit uralten Zeiten mit Pommern bestandeneDifferenz, wegen der Landes-
Hoheit über Wolde, hat ihre Beseitigung bisher nicht finden können. Der von Seiten
des Preußischen Gouvernements neuerdings gemachte Vorschlag einer Realtheilnng des
Gutes, womit der Großherzog, in Maßgabe der commissarischenVerhandlungen, sich
einverstanden erklärte, hat die Genehmigung des Königs von Preußen nicht gefunden,
und die darauf folgende jenseitige Proposition, die diesseitigenHoheitsrechte gegen eine
Geldentfchädigung aufzugeben, ist unterm 3t)sten März dieses Jahres vom Großherzoge
abgelehnt worden.

II. Abschnitt.

Von den Rechten der Mecklenburger.

Zu Art. 3.
In Mecklenburg ist der Begriff der Staatsangehörigkeit, und der daraus sich

ergebendenBeziehungen durch bestimmte Gesetzenicht festgestelltworden; nur die Orts-
angehörigkeit hatte bis dahin vorzugsweise eine praktischeBedeutung, und begründete
dieselbefactifch die Landesangehörigkeit.

Eben so wenig bestanden gesetzlicheVorschriften über den Umfang und die Aus-
Übung der staatsbürgerlichen Rechte, vielmehr beruheten diese aus den besonderen Privi-
legien der Landstände. Eine Gemeinschaft des öffentlichenLebens bestand nicht, und
werden dieser letzterenzunächst durch die Gemeindc-Verfassung die nöthigen Grundlagen
zu geben sein.

Zu Art. 4.

Es ist hier von dem Satze auszugehen, daß die MecklenburgischeVerfassung,
was namentlich die Feststellung der Grundrechte anlangt, unter dem Einflüsse der allge-
meinen deutschenVerfassung steht, und es folgt hieraus, daß diejenigen Rechte, welche
ein Gemeingut aller Deutschen bilden sollen, den Mecklenburgern gleichfalls zu Theil
werden müssen. Diese Sachlage führt zu der Frage, ob es nochwendig, oder aber etwa
aus Gründen der Zweckmäßigkeitgeboten sei, über die dahin gehörigen Rechte eine spe-
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cifllcVerhandlung eintreten zu lassen. Eine Notwendigkeit für ein solches abgesondertes
Verfahren ist aber nicht zu erfinden, weil, für den Fall, wenn der definitive Abschluß
der deutschenVerfassung nicht vor dem der MecklenburgischenVerfassung eintreten sollte,
eine allgemeine Vorschrift der letzteren dahin, daß die betreffenden Bestimmungen der
deutschenVerfassung auch für Mecklenburgsofort in Kraft treten sollen, rechtlichgerade
denselben Werth hat, als wenn sie wörtlich der MecklenburgischenVerfassungsurkunde
einverleibt worden wären. Auch die Zweckmäßigkeit spricht nicht dafür. Denn die
gründliche Erörterung und Erledigung der einzelnen Sätze würde voraussichtlich einen
sehr bedeutendenAufwand an Zeit und Arbeitskräften in Anspruch nehmen, und in ihren
einzelnen Resultaten dennoch mitunter als vergeblichsich darstellen, insofern dieselbenden
Bestimmungen der deutschenVerfassung nicht entsprechenmöchten.

Als ein besonderer Vortheil der gruudleglich gemachten Weise der Behandlung
ist auch noch hervorzuheben, daß um so eher die übrigen Theile der Mecklenburgischen
Verfassung zum Abschluß gelangen werden, und daß mit aller Kraft zur Umgestaltung
der organischen Grundeinrichtnugen wird geschrittenwerden können, deren es gerade für
die MecklenburgischenVerhältnisse so dringend bedarf, um die neue Verfassung in fester
Fügung aufzuführen.

Eine nanientliche Aufzählung der einzelnen Gegenstände, unter Hinweisung auf
die Paragraphen des der Frankfurter Verhandlung gruudleglich gemachten Entwurfes,
gewährt die nöthige Nebersicht.

Zu bemerken ist noch, worin ebenfalls ein Rechtfertigungsgrund für das eiuge-
schlageneVerfahren liegt, daß manche Bestimmungen bereits in Mecklenburg volle An-
erkennuug gefunden haben, und daß die übrigen, ihrer Mehrzahl nach, wenngleich sie
als allgemeine Verfassungsgrundsätze demnächstsofort Gültigkeit erlangen, für ihre An-
Wendung ans das praktischeLeben eine Specialgesetzgebungnothwendig machen, weil sonst
Lücken in der Organisation entstehen, und Rechtsunsicherheitennicht zu vermeiden sind,
auch zum Theil ganz neue Einrichtungen dafür erforderlichwerden, wozu ohnehin die
Einleitungen sich treffen lassen, da nicht die Worte der Verfassnngsurkunde, sondern die
Ausführung, im Sinn und Geiste des konstitutionellenSystems, den Staat zu einem
lebendigen Körper machen. Als dahin gehörig sind zu bezeichnen:

1) die Aburtheilung der Preßvergehen durch Schwurgerichte — No. 7 —, die Auf¬
hebung der Patrimonialgerichte — No. 29 —, die Aufhebung des privilegirten
Gerichtsstandes der Personen und der Güter — No. 30 —, die Oeffentlichkeitund
Mündlichkeit des Gerichtsverfahrens — No. 32 —, die Einführung des Anklage-
processes und der Schwurgerichte — No. 33 —, die Uebuug oder Mitübung
der bürgerlichen Rechtspflege in Sachen besonderer Berufserfahrung durch Männer
aus dem Volke — No. 34.

Diese Punkte erfordern für ihre Anwendung eine gänzliche Umgestaltung nnse-
rer gesammten Gerichtsverfassung, die Einführung neuer Proceßordnnngen für das
Civil-, Criminal- und Polizeistrafrecht, sowie ein neues Strafgesetzbuch, welches letz¬
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tere um so mehr Bedürfniß ist, als die Bestrafung aus bloßer Gesetzes- oder
Rechts-Analogie den konstitutionellenGrundsätzen widerspricht, und der willkürliche
Gerichtsgebrauch, welcher in vielen Fällen, seit langer Zeit, die Stelle des Gesetzes
vertreten hat, wird beseitigt werden müssen.

2) Die Trennung der Rechtspflegeund Verwaltung -- No. 35.
Dieselbe hängt auf der einen Seite zusammen mit der Umbildung der Gerichts-

Verfassung, auf der Anderen Seite aber auch mit der Errichtung der unteren Ver¬
waltungsbehörden des Staats und der Begränzung der Kompetenz der Gemeinde-
behörden.

3) Die Aufhebung der gutsherrlichcn Polizei — No. 24 — steht in Verbindung mit
der Errichtung der unteren Verwaltungsbehörden, und beziehungsweisemit der Ein-
führung von Landgemeinden, weil, mit dem Aufhören der obrigkeitlichenQualität
der Gutsbesitzer, der Verpflichtungsgrund für dieselbenzur Versorgung der Armen
und Hülfsbedürstigen hinwegfällt.

4) Das Aufhören der Verwaltungsrechtspflege — No. 36.
Derselben wird vorausgehen müssen eine Revision der darauf bezüglichenGesetze,

und läßt sich dann erst beurtheilen, ob es zweckmäßigerist, die Verwaltungsrechts-
pflege sofort den Gerichten zuzuweisen, oder aber dieselbebis zur Organisation der
Gerichtsverfassung auszusetzen, zumal in neuerer Zeit durch die bisherige Gesetzge-
bung manche Gegenstände der Verwaltungsrechtspflege aus dem Grunde zugewiesen
sind, um dieselbenden Weitläufigkeiten des bestehendenProceßrechtes nicht zu un-
terwerfen, und eine rasche Entscheidung herbeizuführen.

Z) Die Unabsetzbarkeitder Richter, deren Versetzung und Pensionirung — No. 31.
Die Anwendung dieser Bestimmung setztvoraus eine vollständig geordnete Ge-

richtsverfassnng. Zur Zeit ist im Domanium die Beamtenqualität von der Richter-
qualität noch nicht geschieden; eben so wenig lassen die contractlichenVerhältnisse
der Patrimonialrichter sich übersehen, und es liegt in der Sache, daß zur Errei-
chuug des Zwecksmanche Personen, welche bisher das Richteramt verwaltet haben,
zu versetzen,zu pensioniren, oder anderweitig zu verwenden sein werden.

6) Die Strafe der Gütereinziehung — No. 28.
Abgesehen von den dießfallsigenBestimmungen des gemeinen Rechts, welche ei-

ner weitem Rücksichtnahmenicht bedürfen, so ist, nach speciellerVorschrift des
MecklenburgischenRechts, das Vermögen der Deserteure und Resractaire der Eon-
siscation unterworfen, und es wird zu erwägen fein, ob und welcheandere Strafe
dafür zu fubstituiren, und ob und welcheVerfügungen, in Bezug auf die zurück-
gelassenenVermögensobjecte, sich vernothwendigen möchten.

7) Das Recht auf gerichtlicheVerfolgung öffentlicherBeamten wegen amtlicher Hand-
hingen — No. 19.

Hier wird der Begriff der öffentlichenBeamten erst näher festzustellensein,
gleichwie eine scharfe Begränzung der amtlichen Competenzen. Nicht minder sind
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Bestimmungen zu erlassen, welche die Hemmnisse des freien Fortgangs der Ver-
waltung vermindern, die sonst durch die Ausübung des fraglichen Rechts entstehen
möchten.

8) Die Aufhebung der Bevorzugung einzelner Stände und Güter bei Besteuerungen
— No. 25.

Solche Bevorzugungen bestehenzur Zeit hauptsächlichnur in Betreff der ordent-
lichen Contribution, wovon die sogenannten Hintersaßen der zum ritterschaftlichen
Kataster steuernden Güter, die Geistlichen,die Küster und Schulmeister, welchekein
Handwerk treiben, die geistlichenGrundstücke, einzelne bei der Vermessung über-
gangene Grundstücke,die adeligen Pächter, sowie die Eximirten in den Landstädten
beziehungsweiseganz oder theilweise befreit sind.

Die gänzliche Reform des Steuer- und Zollwesens ist schon seit längerer Zeit
als eine dringende Notwendigkeit für Mecklenburg anerkannt worden, und es wird
dieselbenach den Grundsätzen einer gleichen und gerechtenBesteurung zu bewerk-
stelligen sein. Allein sür die nächste Zeit sind durchgreifendeMaßregeln noch nicht
anwendbar, weil die Regulirung der Steuern und Abgaben im Innern Mecklen¬
burgs von der zu erwartenden Lösung der allgemeinen deutschenZollfrage abhän-
gig ist. Bevor diese Frage entschieden, lassen die aufzubringenden Bedürfnisse sich
nicht veranschlagen, und man läuft Gefahr, die Finanzangelegenheiten des Landes
zu verwirren und unnütze Verwendungen zu machen. Die Vornahme einzelner
Veränderungen wird dadurch jedoch in keiner Weise ausgeschlossen, und bedarf es
namentlich dafür keiner weiter» Ausführung, daß nach erfolgterAuflösung der land-
ständischenVerfassung derjenige Contributions-Modns nicht weiter wird fortbestehen
können, welcher eben nur diese Verfassung zur Grundlage hat.

9) Die Auflösung des Lehnsverbandes — Kv. 26 —, die Familie -Fideicoimiüsse
— No. 27.

Einer weitem Darlegung bedarf es hier nicht, und istnur allgemein anzudeuten,
daß aus demLehnsverbandeden landesherrlichenCassennicht unbedeutende Einnahmen
zugeflossensind, worauf zu verzichtenkein genügenderGrund vorhanden ist, zumal die
Aufhebung des Obereigenthums den Besitzernvon Lehngütern das volle Eigenthums-
rechtgiebt, und auch bis zur neuestenZeit für die Bewilligung der Allodialqualität
Capital- und Nentenzahlungeu haben geleistet werden müssen. Mit der Verlei-
hung von Lehngütern, in Betreff deren inzwischen ein Besitzwechseleintritt, wird
einstweilen nach dem bisherigen Rechte zu verfahren sein. Dasselbe wird gelten
müssen von etwa einkommendenAllodistcations- Anträgen. Heimfallende Lehngüter
sind jedoch zum Staatsgute zu ziehen.

10) Die beziehungsweise Ablösbarst und Aushebung der guts- und schutzherrlichen
Grundlasten, ländlicher Servituten, der Gerichtsherrlichkeit,sowie der übrigen einem
Grundstückezuständigen Hoheitsrechte und Privilegien, der aus solchenRechten her-
stammenden Befugnisse, Exemtionen und Abgaben, der aus dem guts- und schütz¬
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herrlichen Verbände entspringenden persönlichenAbgaben und Leistungen, der Jagd-
gcrechtigkeitaus fremdem Grund und Boden; die Ausübung des Jagdrechts auf
eigenem Grund und Boden — No. 24.

Der Zweckgeht hier unverkennbar dahin, die ans der früheren Hörigkeit her-
vorgegangenen Verhältnisse vollständig zu beseitigen, die einzelnen Angehörigen des
Staats zu diesem in eine unmittelbare Beziehung zu bringen, und die einer freien
Entwicklung bisher entgegengestanden?«Schranken hinwegzuräumen.

Die Verfassnngsurkunde kann aber nur nach allgemeinenClassen diejenigenZu-
stände bezeichnen, welche der Ablösung uud Aufhebung unterliegen sollen, und es
werden die einzelnen dahin gehörigen Gegenstände, sowie namentlich die Grundsätze,
nach welchen die Ablösung zu beschaffen, für Mecklenburg, im Wege der Special-
Gesetzgebungfestzustellensein, zumal allgemeine Vorschriften dabei nicht ausreichen,
und zuvor noch eine specielleErmittelung der Beschaffcnhcitsvcrhältnissewird Statt
haben müssen.

Der in Mecklenburg bisher noch bestehendeDienstzwang ist hier schon im Vor-
aus als ein Verhältniß zu bezeichnen,welches mit denGrundsätzen der neuen Ver-
sassung sich nicht vereinbaren läßt, und dasselbeist der Fall rücksichtlichdes, mit
der frühern Leibeigenschaftin naher Verbindung stehendenRechtes der Verlegung
und Niederlegung der Bauern, wovon die §§. 334, 335 und 336 des Landes-
vergleichs handeln. Insofern? dieserhalb bereits bestimmte landesherrliche Zusiche-
rungen ertheilt worden sind, werden die dahin gehörigen Fälle nach dem bisherigen
Rechte zu beurtheilen sein.

II) Die Theilbarkeit des Grundeigenthums, und das Recht der freien Verfügung über
dasselbe— No. 22.

Die Aufstellung dieses Grundsatzes führt zur Aufhebung der Verordnung vom
6. Februar 1827, betreffenddie Errichtung von Erbzinsstellen auf ritterschaftlichen
Gütern, sowie der Verordnung vom 30. Mai 1837, welche für ritterschaftlichc
Hauptgüter eine Größe von zwei Hufen erfordert.

Von selbst versteht es sich aber, daß die Rechte der Hypothekcnbnchsgläubigcr
in keinerWeise dadurch alterirt werden dürfen, und daß Rücksichtdarauf zu nehmen
ist, die Integrität des ritterschaftlichenSteuer-Catasters zu bewahren. Nicht minder
stehen die fraglichen Verordnungen mit dem Lehnwefen in Verbindung, und es sind
demnach noch verschiedeneVorarbeiten erforderlich, bevor die förmliche Aufhebung
derselben erfolgen kann.

Da das Grundeigenthum auch das Forsteigenthum ergreift, so werden gleichfalls
die aus dem lehnrechtlichenObercigenthumsverhältnissc sich ergebenden, und sonst
aus sorstpolizeilichenGründen verfügten Beschränkungen des Holzungsrechtes aufzu-
heben sein. Das OberaussichtSrechtdes Staates über die Forstcultur wird aber
nichts destowenigervon Bestand bleiben müssen, jedoch werden etwanige für noth-
wendig erachtete Maaßregeln nur im Wege der Gesetzgebung getroffen werden
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können und gehört es fortan zur besonderen Aufgabe der Staatsverwaltung, die
Bewirthschaftung der Forsten nach solchen Grundsätzen zu führen, welche geeignet
sind, neben der Wahrnehmung des rein finanziellen Interesse, nach Möglichkeit das
Gemeinwohl nachhaltig sicherzu stellen, indem die Feuerungsmaterialien zu den noch-
wendigsten Lebensbedürfnissengehören.

DiejenigenBeschränkungen, welcheden agnatischenRechtencorrespondiren, werden
bei der Auflösung des Lehnverbandes hinwegsallen.

Außerdem kommen noch in Betracht die Vorschriften, welche, in Betreff der
Berechtigung zum Erwerb von Grundeigentum, Beschränkungen eintreten lassen.
Dahin gehören:

a) der Ausschluß der Bekenner des mosaischenGlaubens von dem Erwerb liegen-
der Gründe;

b) der, wenn auch factifch an vielen Orten außer Anwendung gekommene,dennoch
aber nicht ausdrücklich aufgehobene Landesgebrauch, daß nur die Bürger und
Einwohner einer Stadt die auf der Feldmark dieser Stadt und zu Stadtrecht
liegenden Grundstücke erwerben dürfen;

c) das Verbot der Veräußerung von Lehn-und Allodialgütern an einen auswärtigen
Potentioreni, oder an Stifter und Commünen.

Die beiden ersterenBestimmungen werden sofort als aufgehoben zu betrachten
sein. Die letzte dürfte jedoch eine weitere Erwägung, im Wege der Special-Gefetz-
gebung, erfordern.

12. Die Aufhebung des KirchenpatronatS — No. 11 —, die Einführung der Civilehe.
Die Standesbücher — No. 13.

Hier muß noch Einiges über die fernerweitige Stellung der lutherischenKirche
zum Staate gesagt werden.

Auch ohne eine Veränderung in der Staatsverfassung, würde eine Reform in
den Verhältnissen der lutherischenKirche, und zwar namentlich in Betreff der Lei-
tnng des obersten Kirchenregiments, wozu bereits die Einleitungen getroffen waren,
erforderlich gewesen sein. Unter den gegenwärtigen Umständen ist sie zur Nothwen-
digkeit geworden. Der Umfang, worin dieselbevorzunehmen ist, hat sich aber we-
sentlicherweitert, da in einemRepräsentativstaate ganz andere Grundsätze, der Kirche
gegenüber, zur Anwendung zu bringen sind, als bisher in dem Patrimonialstaate
galten, und man wird sich nicht täuschen dürfen über die außerordentlichenSchwie-
rigkeiten einer Grundreform, welche sich ergeben, wenn man den gegenwärtigen Zu-
stand mit demjenigen vergleicht, welchen die Würde und daS Gedeihen der Kirche
erheischt,und dessenHerstellung das eigene Interesse des Staates verlangt.

Das bisherige staatliche Verhältniß der lutherischenKirche in Mecklenburg hat
besondere Eigentümlichkeiten. Dasselbe ist auf alte, unvollkommene und theilweise
wieder zu Grunde gegangene Einrichtungen gegründet, und befindet sich die Kirche
in einer zu untergeordneten, unfreien Lage. Zwar wird, wenngleichbeideInstitute,

7
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Staat und Kirche, in ihren Zweckenund Wesen verschieden,neben einander in völ-
liger Unabhängigkeit bestehenkönnen, in der äußeren Stellung des Staats zur
Kirche eine Unterordnung der letzterenstets Statt haben müssen, weil in dem Staate
und durch denselben eine rechtlicheOrdnung der Dinge zu begründen ist, deren selbst
die mit äußerer Macht nicht bekleideteKirche zu ihrem rechtlichenBestände bedarf.
Allein dieseUnterordnung wird vernunftgemäß nicht weiter ausgedehnt werden dür-
sen, als die Rücksichtauf Verwirklichung eines geordneten staatlichenNechtszustandes
erforderlich macht, und ist demnach dem Staate die Uebung der Kirchenhoheitzuzu-
erkennen. Dahingegen aber wird der Kirche, im Uebrigen unter Belassuug ihrer
bisherigen wohlerworbenen Rechte, jedoch immer nur insoweit dieselbenden Grund-
sätzeu der neuen Staatsverfassung nicht entgegentreten, die in der Kirchenhoheitun-
tergegangene Kirchengewalt zurückzustellen,und ihr somit die Befugniß einzuräumen
sein, daß sie ihre eigenen Angelegenheitenselbst ordne und verwalte.

Eine solche Ordnung wird aber, in Hinblick auf das Bestehende, mit einem
Male nicht auszuführen sein, und wird voraussichtlichdie KircheverschiedeneStadien
der Entwicklung zu durchschreitenhaben. Die plötzlicheAuflösung des bisherigen
Verhältnisses würde die Kirche erschüttern, da es ihr sowohl an der äußeren, als
der innern Selbstständigkeit, sowie an den nöthigen Grundlagen und Organen
mangelt. Auch dem Staate kann damit um deßwillen nicht gedientsein, weil kirch-
liche Zerwürfnisse gleichzeitigauf die bürgerlichenVerhältnisse störend zurückwirken,
und überdies die zwischendem Staate und der Kirche vorzunehmendeAuseinander¬
setzung, hinsichtlichdes Kirchenguts, nicht binnen kurzer Frist sich beschaffenläßt.

Jedenfalls wird jedoch alsbald mit der Gestaltung der Formen zu beginnen sein,
welche geeignet sind, die, nach dem Obigen, unvermeidlicheVeränderung in der
Stellung der lutherischenKirche, innerhalb des neuen Staates und zu demselben,
in einer für beide Theile als zweckmäßigsichdarstellendenWeife zu verwirklichen.
Nicht zu rechtfertigenist nämlich für die Folge, daß dieselbeOberbehörde gleichzeitig
als Staats- und Kirchenstelle diene. Das betreffende Ministerium, welchem die
Verwaltung der Kirchenhoheitsrechtedes Staats über die verschiedenenchristlichm
Konfessionenund sonstige Rcligionsgescllschafteiizu übertragen ist, wird gleichfalls
für die lutherischeKirche nur Staatsstelle sein können, wohingegen die Uebung der
Kirchengewalt und die Fortführung der kirchlichenAdministration der Kirche frei zu
geben sein werden, was in der Weise zur Ausführung zn bringen, daß selbige,
von der Staatsgewalt getrennt, zunächst dem Großherzoge zufallen, da Allerhöchst-
derselbe der zeitige, von der Kirche anerkannte Träger des Summepiscopatcs ist.

Durch die dergestalt zu bewerkstelligendeTrennung der verschiedenenGewalten,
welche die erste Bedingung einer freien Selbstentwickeluugbildet, wird der Kirche
diejenige äußere Selbstständigkeitgewährt, welche es ihr möglich macht, sich aus sich
selbst heraus zu organisiren. Wie sie demnächstdieseOrganisation zu verwirklichen
gedenkt, und welcheVerfassung sie sich geben wird, gehört nicht hierher, sondern ist



5t

lediglich,insoweitnichtäußereVerhältnissedadurchberührt werden,ihreSache, und
bleibtnur nochzu bemerken,daß, so lange nicht,wegender Vermögensverhältnisse
der Kirchezwischenihr und dem Staate, definitiveRichtigkeitgetroffenwordenist,
die der Kirchebisher aus den landesherrlichenCassenzugetheiltenEinnahmenund
Unterstützungen,sowieauchdie für die neue OrganisationerforderlichenMittel aus
dem Staatsgute zu leistensein werden. Die VerpflichtungderLandesherrschaftzur
UnterstützunghülfsbedürstigerKirchen ist nämlich in Mecklenburganerkannten
Rechtens,und, als eine auf dem DomaniumruhendeLast, wird sie zunächstauf
den Staat mit übergehen.

Im Uebrigenmag hier nochdie Andeutungihren Platz finden,daß es nur in
der Absichtdes Großherzogsliegt, provisorischdie Kirchengewaltund die kirchliche
Administrationfortzuführen,daß er dieBeibehaltungdesSummepiscopatesvon der
freienEntschließungder lutherischenKirche abhängig macht, und daß er die Zu-
sammenberusungeiner allgemeinen,aus Geistlichenund Laien bestehendenLandes-
synodewird veranlassen.

Auchdie der resormirten,wie der katholischenKirchebisher aus landesherrlichen
Mitteln zu Theil gewordenenUnterstützungenwerdenbis auf Weiteresfortzubestehen
haben.

13) Die unentgeltlicheErtheilungdes Unterrichts— No. 16.
Ueberdas gefammteUnterrichtswefenist, nach Ausweis des Art. 84, ein be-

sonderesGesetzzu erlassen,und kommendabeiinsonderheitdie Unterhaltungskosten
der verschiedenenLehranstaltenin Betracht. Es kann daher hier darauf verwiesen
werden.

14) Die Wehrpflicht— No. 3.
Was die Organisationder bewaffnetenMacht in ihren verschiedenenGattungen

anbetrifft,so wird dieReichsgewaltsichdamit beschästigenund Mecklenburgin dieser
Hinsichtnichtselbstständighandelnkönnen.

III. Abschnitt.

Von der Regierungsform und dem Staatsoberhaupte.

Zu Art. 7.
Diese Bestimmungwird jedochin Beihalt der Erörterungen zum Art. 18 den

Fall nichtergreifenkönnen, wenn etwa die StrelitzscheLinie aussterbensollte.

Zu Art. 9.
Unter dem Ausdrucke„Minister" sind hier, so wie sonst, die an die Spitze der

einzelnenMinisterial-Departementszu stellendenVorständeverstanden,gleichviel,ob ihnen
der Ministertitelbeigelegtwordenoder nicht. Eine Beschränkungin dieserletzterenHin-

7'
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ficht wird den VerhältnissenMecklenburgsum so mehr entsprechen,als darin zugleich
eine Ersparung liegt.

Zu Art. II.
Das Recht zur Bestellung der Staatsdiener wird nur von dem Inhaber der

vollziehendenGewalt zu üben sein, ohne weitereBetheiligungder Abgeordnetenkammer,
auf welchedaher die den Landständenbisher zuständiggewesenenRechtewegen Erwäh-
lung von MitgliederndesOber-Appellationsgerichtsund der dreiJnstiz-Canzleien,sowie
von einzelnenbei der Landcs-Rcceptur-BehördcsungirendenBeamten, nichtzu übertra-
gen sind.

Zu Art. 12.
Inwieweit überhauptden hier ausgeführtenRechtensür Mecklenburgeiue staats--

rechtlicheBedeutungbeizumessen,wird voraussichtlichdurchdie allgemeinedeutscheVer-
fassungbestimmtwerden.

Des Rechtes, Krieg zu erklärenund Friedenzu schließen,worauf Vorstehendes
ebenfalls Anwendungfindet, ist keineErwähnung geschehen,zumal Mecklenburgdie
RichtungseinerPolitik von Außen erhält und mit diesenüberwiegendenäußerenKräften
nichtselbständig sichin Widerspruchsetzenkann.

Zu Art. 14.
Ein die Bildung der höherenStaatsbehörden betreffendesGesetzwird der Ab-

gcordnetenkammervorgelegtwerden.
Eine Feststellungder einzelnenMinisterienin der Verfassungsurkundeerscheint

nicht zweckmäßig,weil nach Zurücklegungder Uebergangs-Periodedie deSsallsigenBe-
dürfnissesich ändern werden und das fraglicheGesetz somit nur ein transitorisches
sein wird.

Die Auflösungder landständischenVerfassungbedingtdie Entlassungder Land-
räthe aus ihrem Dienstverhältnissezum Großherzoge.

Einer besonderenEntlassungderLandmarschällewird es nichtbedürfen,da deren
amtlicheWirksamkeit,welcheans dem Lehnsverbandeoriginirt, mit dem Aufhörender
Ritter- und Landschaftvon selbstihre Erledigungfindet.

Zu Art. 17.
In allen Staaten gebührt dem Staatsoberhaupt? das Begnadigungsrecht,

welchesseinenatürlicheGrenze findetin der Pflicht des Staatsoberhaupts, das Ansehn
der Gesetzeüberhauptausrechtzu erhalten, so wie dasselbein einersolchenWeiseaus-
zuübeu,daß beziehungsweiseentwederdie Gerechtigkeitselbstoder höhereRücksichtendes
öffentlichenWohls als Zweckund Grund seinerAusübung gedachtwerdenkönnen.

Die gegebeneVorschriftstellt ausdrücklichdas Verlangen einer Mäßigung im
Gebraucheund geht im Uebrigendavon aus, daß eineBegnadigungals eine rein per-
sönlicheHandlung des Großherzogsaufzufassensei, so daß also die Verantwortlichkeit
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des contrasignircndmMinisters nichtauf die Begnadigungals solche,sonderndarauf zu
beziehenist, daß demAnsehnund der Wirksamkeitder StrafgesetzekeinEintrag geschehe.

Die Rücksichtauf die Ehre und Würde der Abgeordnetenkammererheischt,daß
das Recht der Begnadigungvon Seiten deS Staatsoberhauptes zu der Wirkung nicht
geübt werde, daß die in Folge eines VerbrechensgerichtlicherkannteUnfähigkeitzur
Ausübung der activen und passivenWahlfähigkeitzum Abgeordnetenaufhöre. Allein
zur Zeit sind in dieserBeziehungdie MecklenburgischenVerhältnissenochnicht sestge-
ordnet, und da es nicht ausführbar sein dürfte, in Grundlage unseres gegenwärtigen
Rechtszustandeseine haltbareprovisorischeMaßregel zu treffen,so erscheintes angemessen,
bis dahin die Restitutionrücksichtlichder durch daS WahlgesetzeinementehrendenVer-
brechenbeigelegtenWirkung dein Rechteder Begnadigungzn unterstellen,weil es kein
anderesMittel giebt, ein gleichmäßigesVerfahren zu begründenund etwa sichheraus-
stellendeoffensichtlicheHärten zu mildern.

Einer nochgrößern Beschränkungist ans Gründen derZweckmäßigkeitnachdem
Beispielanderer Staaten das Abolitionsrechtunterworfenworden.

Zu Art. 18.
Nach dem Versicherungsbriefedes Kaisers Carl IV. an die Herzöge Albrecht

und Johann vom Jahre 1373 gebührtdas Recht der Erbfolge den rechtenmännlichen
Lehnsnachkommen,und verordnet insonderheitdas Hausgesetzvom 25. JuuiuS 1821
§. 6, daß nur Kinder aus einer ebenbürtigenEhe in der Regierung folgenkönnen.
Die Töchterund derenDescendentensindvon der Erbfolgegänzlichausgeschlossen,auch
wenn der Mannesstammdes GroßherzoglichenGesammthausesaussterben sollte. Für
einen solchenFall gelangt nach den Verträgen de 1442, 1693, 1752 und 1787 die
Erbfolge an das Chur-Brandenburgifche,jetztKöniglichPreußischeHaus, und hat es
somit einer BestimmungüberdieEvcntnal-Sncccssionnichtbedurft.

AnlangenddieSuccessionsartin demMecklenburgischenGesammthause,sosinddie
darüberin frühererZeitmehrfachaufgekommenenZweifeldurchdenzu Hamburgam 8. März
1701 abgeschlossenenVergleichbeseitigt, woselbstes am Schlüssedes §. 1 heißt, daß

daS jus primogeniturae et linealis successio sowohl in der jetzigenvon
wail. Herrn Herzog Friedrichzu Mecklenburgherstammenden(Schwerinschen)Linie, als auch bei Herrn HerzogAdolphFriedrichsDnrchl.Fürstl. Descendenz
(StrelitzscheLinie) zu ewigenZeitenunverrücktobservirtwerdensoll.

Ebendaselbstist festgesetzt,daß wenn die eine der beidenLinien gänzlichabgehen
sollte, der betreffendeLandestheilder übrig gebliebenenLinie anfällt, dergestalt, daß
alsdann sämmtlicheBesitzungenbeiderLinien ein eonsolidirtesganzes corpus bildenund
in dieserVereinigungnach dem Rechteder Erstgeburtvererbtwerden.

Zu Art. 19.

Nach §. 2 des Hausgesetzesvom 23. Juni 1821 tritt für denRegierungsnach¬
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folger, sowiefür alle Prinzen der SchwerinschenLinie, mit deinzurückgelegtenneunzehnten
Jahre die Volljährigkeitein.

Die ebendaselbst§. 3 dahin ertheilteVorschrift:
mit dem Eintritt in sein zwanzigstesJahr, soll er zwar die Regierung selbstan-
treten, aber bis zum Ablauf seineszwei und zwanzigstenJahres, bei allem, was
die VerfassungUnseresLandes angeht, beiStaatsverträgen mit anderenregierenden
Fürsten, und bei seinerVermählung allemal die Minister seinesVorgängers an
der Regierungzu Rache ziehen,welchedurchihre Mitunterschristfür treuen Ratb
nach ihren Pflichten und Dienstverhältnissenihm und dem Lande verantwortlich
sein sollen,

wird durchArt. 9 beseitigt,indemfür alle RegierungserlasseeineVerantwortlichkeitder
Minister eintritt und der volljährige Regiernngsnachfolgerzu einer Beibehaltungder
MinisterseinesVorgängers nichtverpflichtetist, auch die ihn betreffendenpersönlichen
Angelegenheitennur zu seineralleinigenEntschließungstehenwerden.

Zu Art. 20 und 21.
Der §. 21 des Hausgesetzesvom 14. Juli 1755 bestimmt,daß es

wegender tutelae in demHerzoglichMecklenburgschenGesammthansepro futuro
in regula bei der legitima agnatorum

verbleibensolleund ist die Vormundschaftmit der Regentschaftstets in derselbenPerson
vereinigtgewesen.

Nach dem bisherigenMecklenburgischenStaatsrechte war es jedochnicht ganz
streitlos, ob der regierendeFürst das Recht hatte, mit Uebergehnngder Agnaten, über
die VormundschaftanderweitigeVerfügung zu treffen, welcherZweifel nunmehr seine
Beseitigungfindet, indemsolcheBefugniß, in Beihalt allgemeinerRechtsgruudsätze,dem
Großherzogemit Zustimmungder Abgeordneten-Kammervorbehaltenbleibt.

Das der Mutter des minderjährigenRegierungs-Nachfolgersim §. 22 des zu¬
letzt gedachtenHausgesetzeseingeräumteRecht, einenVormundschaftsrathim Conseilzu
haben, wird nichtweiter fortbestehenkönnen.

Zu Art. 23.
Die in sehr vielenVerfassnngs-UrkundenandererStaaten sichfindendeallgemeine

Vorschrift,daß während einerRegentschaftüberall dieVerfassungnichtverändertwerdendürfe, ist in ihrer Allgemeinheitder Zweckmäßigkeitnichtentsprechend,weil sie für dieweitereFortbildungderVerfassungund für dieGesetzgebung,Verlegenheitenhervorrufen
kann, zumal wenn eineRegentschaftvon langer Dauer sein sollte. Der ZweckjenerVorschriftkann nichtfüglichein anderersein, als die Sicherstellungder verfassungsmä-
ßigen Rechtedes Großherzogsund ist sie daher hierauf beschränktworden.
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IV. Abschnitt.

Von der Abgeordneten-Kammer.
Zu Art. 27.

In dem auf dcm letztenaußerordentlichenLandtageerlassenenLandtags-Abschiede
ist ausdrücklichdie Berathung mit der zunächstzusammentretendenAbgeordneten-Kammer
darüber vorbehaltenworden, ob und wie neben der allgemeinenVolks-Vertretungauch
eine Vertretung besondererInteressen zu bewirkensein werde, und welcheSchutzmittel
etwa anzuwendensein, um die Wahlen auf Männer zu leiten, die dcm in sie gesetzten
Vertrauen auchvollständigzu entsprechenvermögen.

Es hat demnachhierdaraufaufmerksamgemachtwerdenmüssen,um dieAbgeord-
neten-Kammer zu einer solchen Berathung zu veranlassen.

Auch die Prüfung einer anderenWeise derRepräsentation,wie z. B. eines auf
VolksvertretungberuhendenZwei-Kammer-Systemsist durchdie Verhandlungendes letz-
ten außerordentlichenLandtags nichtausgeschlossen.

Im Uebrigenwird für die nächsteZeit das Wahlgesetzimmer nur noch ein
provisorischessein können,weildie definitivenGrundlagendesselbenerstdann sichfeststellen
lassen,wenn die Eintheilnngdes Staates nach Kreisenzur Ausführung gekommenund
namentlichdie Gemeindeverfassungeingeführt, sowiedie Gesetzgebungüber das Staats-
und Gemeindebürgerrechtvollendetist.

In ErmangelungderartigerGrundlagenist in diesemArtikeldas Princip ange-
nommenworden, woraus das unterm 13. Juli d. I. erlasseneWahlgesetzberuhet,es ist
jedochderAbgeordneten-Kammereine besondereVorlage zu machen,welcheeine Verbes-
serungdes WahlgesetzesnachdeninzwischengemachtenErfahrungenund eineBeseitigung
der kundgewordenenMängel desselbenbezweckt.

Zu Art. 32.
Bei einervierjährigenDauer der Ncpräfcntationszeitkann die Befürchtung,daß

eine zu große Stabilität der Abgeordneten-Kammereintretenund sie dem Volksinteresse
entfremdetwerde,nichtaufkommen. Zugleichwird auchdenjenigenNachtheilenbegegnet,
welchesichergeben,wenn jedesmalnachVerabschiedungder Abgeordneten-Kammerzur
Vornahme ganz neuer Wahlen geschrittenwerdenmüßte.

Die theilweiseErneuerung von zwei zu zweiJahren dient zur Fortpflanzung
der nöthigenGeschästskenntnißin derAbgeordnetenKammerund es wird inangemessener
Weisedas politischeInteressedadurchlebendigerhalten.

Erforderlichwird die Feststellungeines Normaltages für den Anfang der vier-
jährigen Wahlperiode,wobeidarauf Rücksichtzu nehmenist, daß nach Artikel49 alle
zwei Jahre im Monate November eine ordentlicheZusammenkunftder Abgeordneten-
Kammerberufenwerdensoll. Demnachdürfte es angemessensein, etwa den 30. Sep-
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tembcr als Normaltag zu bestimmen,zugleichaber auch die iu anderenStaaten streitig
gewordeneFrage, ob beiAnordnungneuerWahle« die völligeBeendigungder laufenden
Wahlperiodeabzuwartenoder dieselbeschoneinigeZeit früher zu verfügensei, dahin zu
entscheiden,daß die letztereAlternativein Anwendungzu bringen,so daß also die neuen
Wahlen, im ordnungsmäßigenVerlaufe, etwa stets innerhalb des Monats September
vorzunehmenfein würden. Eine Ausnahmewäre aber für den Fall zu machen,wenn
vielleicht zu solcherZeit die Abgeordneten-Kammer gerade außerordentlichversammelt
sein sollte,und müßten in einemsolchenFalle, übrigens unter Festhaltnug des Nor-
mal-Termins, die Wahlen alsbald nachVerabschiedungeiner solchenaußerordentlichen
Zusammenkunftvorgenommenwerden.

Für das nächsteMal bedarf es einer besonderenBestimmung,da voraussichtlich
möglichstbald nachFeststellungder Verfassung eine Zusammenkunftder Abgeordneten-
Kammer wird einzuberufensein, und möchtees sichempfehlen,den30. September k. I.
für den Anfang der vierjährigenWahlperiodeals Normaltag zu bestimmen.

Anlangenddie Frage, ob im Falle einer verfügtenAuflösung die nenerwählte
Abgeordneten-Kammerdievorausgehendenur zu ersetzenhat, oder selbständig eine neue
Wahlperiodebeginnt,so erscheintdieseletztereAnnahmezweckmäßigerund dürfte demnach
der auf die Auflösungfolgende30. September als Normaltaa festzustellenfein.

Zu Art. 39.
Wenngleichin Mecklenburgkein Wechselarrestbesteht,so kann dochnachAnS-

weis der Hof- und Landgerichts-OrdnungII, 39. §§. 1 und 2, sowie der Güstrower
Canzlei-OrdnungII, 40. §§. 1 und 2 in mehrerenFällen ein Personalarrest verfügt
werden. Auch die statutarischeGesetzgebungder Stadt Rostockenthält einzelnederartige
Vorschriftenund gehört namentlichdahin die Verhaftung im Wege eines GastrechtS-
Verfahrens.

Daß die vorberegtenBestimmungenbei der Umbildungunseres Proceßrechtes
keinenBestandbehaltenwerden,dürfte freilichals ausgemachtanzunehmensein. Allein
dennocherscheintes nothwendig,in der Verfassnngsurkundeauf eine aus civilrechtlichen
Gründen zulässigeVerhaftung Rücksichtzu nehmen,weileinesTheils das bisherigeRecht
einstweilennochfortbesteht,anderenTheils aber neueGesetzezu erwarten sind,welchedie
Civilhaftgestatten.

Zu Art. 41.
Die in dein erstenAbsätzediesesArtikels aufgeführteBefugniß, sowie auch

sonstigeGründe der Zweckmäßigkeitim Interesse eines geregeltenVerfahrens erfordern
gesetzlicheBestimmungenüber den gewöhnlichenVerwaltungs-Recurs, worauf bei der
Organisation der verschiedenenVerwaltungsbehördenRücksichtzu nehmensein wird.

Zu Art. 43.
Die in dem Patrimonialstaate, als moralischeVerbindlichkeitbestehendePflicht

deSFürsten, zum Nutzen und Frommen seinerUnterthanennach gerechtenund weisen
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Gesetzenzu regieren,wird in eineRechtspflichtnachdenGrundsätzender constitntionellen
Monarchieumgewandelt,und es wird in dieser letztemdie Kraft der Regierungdurch
ihre Einigkeitmit dem Volke bedingt. Eine der hauptsächlichstenStützen einer gerech-
ten Regierungist die Oeffentlichkeitund ein Rcgicrungssystem,welchesfortgesetztder öf-
fentlichenMeinung widerstreitet,kann und wird in der constitntionellenMonarchiekeinen
dauerndenBestandhaben, vielmehrwird in solchenFällen der Regent genöthigtsein,
seineNachgebetzu entlassenund sichanderweitigenRuthes zu bedienen. Derartige an-
haltendeEonslictesind aber dem Staatswohle nicht zuträglichund nur dazu geeignet,
den Fürsten in eine falscheStellung zu seinemVolke zu bringen, wornuter unverkenn-
bar das Interesseder Freiheit leidet, weil die ungeschwächteErhaltung des fürstlichen
Ansehensund des Vertrauens zu der Gerechtigkeitdes Fürsten das geeignetsteMittel
ist, in der coustitutionellenMonarchiedierechtlicheOrdnung zu bewahrenund diewahre
Freiheit, welchemit Bewußtsein und Ueberzengungdem sittlichenPrincipe sichunter-
ordnet,sicherzu stellen.

Es steht demnachzur Frage, in Bezug auf die Gesetzgebungden richtigen
Schwerpunktaufzufinden,welcherim Stande ist, das wünschenswerthcGleichgewichtfest-
zustellenund in einer angemessenenWeisediejenigeKlippezu vermeiden,welchesichzeigt,
wenn das Staatsoberhaupt gemeintsein wollte, Maßregelnzu verhindern,welcheinner-
halb des Bereichesder constitutionell-monarchischenRegierungsformentschiedendurchdie
öffentlicheMeinung für gerechtund nochwendiggehaltenwerden. Auf der andernSeite
kommt aber in Betracht, daß die Abgeordneten-Kammernicht aus dem Volke selbst,
sondernaus den Vertretern des Volks besteht, mithin ein Organ bildet, welcheskeine
Herrschaftführt und von dem imInteressederVolkSfreiheitgleichfallsbestimmteSchran-
ken inne zu halten sind.

Wenn nun bei einemfortdauerndenZwiespalt?zwischenden Ansichtender Re-
gieruugund denjenigender Abgeordneten-Kammer,nachdemauch die Auflösungdieser
letzter»verfügt worden,in Gnnäßheit des Vorgesagtenzuletztdie Folge in einer Ver-
äuderuugdes Regiernngssystemsbestehenwird und es sichnichtin Abredenehmenläßt,
daß Leidenschaftenund vorgefaßteMeinungen wenigerSpielraum gewinnen, wenn die
Lösung des Zwiespaltsnichtvon einemim Voraus UngewissentatsächlichenEreignisse
abhängiggemacht,sondernunter eine festeverfassungsmäßigeNorm gebrachtwird, auch
gewiß Mancheunter den fraglichenUmständendieAuflösungder Abgeordneten-Kammer,
als eine einseitigverfügteMaßregel, aus einem unrichtigenGesichtspunktebenrtheilen
würden, so hat es nur zweckmäßigerscheinenkönnen, dm Schwerpunktsowiegeschehen
hinzustellen.Denn das einzuhaltendeVerfahren bietet eine genügendeBürgschaft für
eine umfassendeBerathung und sichertgegenUebereilungum so mehr, als auchderRe-
gierung das wichtigeOrgan der politischenPresse zu Gebote steht. Sodann aber wird
die Abgeordneten-Kammer,wenn sie nichtder Beistimmungder öffentlichenMeinung ge-
wiß ist, gerechtesBedenkentragen müssen, einen Fall herbeizuführen,der nachverfaf-
fnngSmäßigerBestimmungihre Auflösunguothwendigzur Folge hat, und daS Staats-

8
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oberhauptkann, ohne daß sein Ansehenirgendwiedarunter leidetund die von demselben
verfügteMaßregel einer Mißdeutungunterliegenwird, eines Mittels sichbedienen,wel-
chesdie Verfassungfür den fraglichenFall ausdrücklichals zweckdienlichbezeichnethat,
die in dein Volke herrschendeAnsichtzu erforschen.

Im Uebrigenwird das Recht der Abgeordneten-Kammerden Vorschriftender
deutschenVerfassungunterworfen sein, und es kann die BefürchtungkeinenRaum ge-
Winnen, daß die Uebungjener BefugnißmöglicherWeise zu Verletzungenvon Rechten
führen könne, welchedem einzelnenStaatsgenossengrundgcfetzlichgarantirt sein sollen.
Was etwanige verschiedeneAnsichtenüber die Deutung diesesArtikelsanlangt, welche
zwischendem Staatsoberhaupt?und der Abgeordneten-Kammeraufkommenmöchten, so
stehtzu erwarten,daß die allgemeinedeutscheVerfassungin Bezug auf dieLösungderar-
tigerDifferenzenin deneinzelnendeutschenStaaten gleichfallsBestimmungenerlassenwird.

Zu Art. 49.
Für die nächstenJahre wird freilicheine häufigereZusammenberusungder Ab-

geordneten-Kaminergeschehenmüssen,da die Umformungder MecklenburgischenVerhält-
nissedie Entfaltung einer außerordentlichenThätigkeitnachden verschiedenstenSeiten hin
verlangt.

Sobald aber die neue Ordnung zu einemfestenHaltpunktegekommen,wird es
genügen,wenn ein zweijährigerTerminfür dieZusammenberusungder ordentlichenVer-
sammlungendie Regel bildet.

Zu Art. K3.
In mehrerenanderenStaaten ist die Auskunftgetroffen,daß mau dem Präsi-

denkender AbgeordnetenKammerfür den Fall, daß auch bei der zweitenAbstimmung
keineabsoluteStimmenmehrheiterreichtwerdensollte, eine entscheidendeStimme beige-
legt hat.

Eine solcheBestimmungunterliegtjedoch,in Berücksichtigungder von demPrä-
sidenteneinzunehmendenStellung, erheblichenBedenkenund es ist für zutreffenderzu
halten, daß in einemsolchenFalle der proponirteGegenstandals abgelehntangesehenwird.

Zu Art. 66.
Die baldigeFeststellungeiner, wenn auch nur provisorischenGeschäftsordnung

für die zunächstzusammentretendeAbgeordneten-Kaimnerempfiehltsichaus naheliegenden
sachlichenGründen und wird daher der Entwurf einer solchenGeschäftsordnungderselben
zur Bcschlußnahmevorgelegtwerden,wodurchder AutonomiederAbgeordneten-Kaimner
in der fraglichenBeziehungnichtzu nahe getretenwird.

Zu Art. 67.
Bei einer aus VolkswahlhervorgehendenVertretung vernothwendigtsicheine Be-

willigungvon Tagegeldernund eine Vergütung der Reisekosten,weil sonst ein großer
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Thcil der Bevölkerunggezwungensein würde, von der Theilnahmean der Repräsenta-
tion sichzurückzuziehen.

AndererSeits darf aber auch nur von demGesichtspunkteeinerSchadloshaltung
für die wirklicherforderlichenVerwendungen,und nichtvon demjenigeneinerVergütung
für die Versäumnissein denBerufsgeschästen,wofür überdiesauch eineallgemeinzutref-
sendeNorm sichnicht aufstellenläßt, ausgegangenwerden,und folgt hieraus von selbst,
daß den am Orte der Versammlung wohnendenAbgeordneteneine derartige Zahlung
nichtzu Thcil werdenkann.

Diesemnach erscheintes angemessen,für dieTage derAnwesenheitauf denTag
drei Thaler Tagegelderzu rechnenund an Reisekosten,ohne weitereDiätenfür dieReise-
tage, für jede Meile der Hin- und RückreisebeziehungsweisesechszehnSchillinge und
einen Thaler zu bestimme»,jenachdemeine Eisenbahnverbindungbesteht, oder andere
Coinmunicationsinittelbenutztwerdenmüssen.—

Auch die Einsetzungeines permanentenAusschussesder Abgeordneten-Kammer
ist in Erwägung gezogenworden. DieselbeentsprichtindessennichtdenGrundsätzeneiner
Repräfentativ-Verfassung,welcheauf Volksvertretungberuhet, weil die Abgeordneten-
Kammer nicht eigeneRechteübt, sondern ein die Gesaimutheitder Staatsangehörigen
vertretendesOrgan, und somit gewisserinaaßenselbstein Ausschußist.

Nichts destowenigererscheintdieBildung einesAusschussesthatsächlichausführbar.
Alleines stehenderselbensehr erheblicheBedenkenentgegen. Denn abgesehendavon, daß
der Abgeordneten-KaminerkeineVerwaltungsrechtezustehen,und sieeinereigenenVerwal-
tungsbehördenichtbedarf,so kann es nichtin Abredegenommenwerden,daß eil solcher
Ausschuß,sobaldihm große und wichtigeRechteeingeräumtwerden, dem Ansehenund
derWirksamkeitderAbgeordneten-Kaminernachtheiligwird und die allgemeineTheilnahme
an den Staatsangelegenheitenan ihrer Frischeverliert und zuletztdurch Gewohnheit
abstumpft.

Sind die dem Ausschüsseetwa einzuräumendenBefugnissevon einer minderen
Wichtigkeit,so läßt sichderKostenaufwandnichtrechtfertigen,und es kommtin Betracht,
daß im weiterenVerlaufe derZeit ganz allmälig der Umfangder dem Ausschussezuzu-
weisendenGeschäfte,sowieseiner Gerechtsamesichwesentlicherweiternwird, theils ans
dem Grunde, weil die Mitgliederdes Ausschussesbestrebtsein werden,ihremWirkungs-
kreiseeine größereBedeutungzu vindiciren,theils aber um deswillen,weil Manchege-
neigt sein möchten,in einer solchenZuweisungmehrererGeschäftean denAusschußeine
Geschäftscrleichterungfür die Abgeordneten-Kaminerzu finden.

Zum Belag des Vorgesagtenbedarf es nur einer Hinweisungdarauf, daß der
Engere Ausschußder Ritter- und Landschaftursprünglichden alleinigenZweckhatte, die
Aufsichtüber den Landkastenzu führen, und sowiees zu besorgensteht, daß ein Aus-
schußderAbgeordneten-Kaminernach und nachmit in dieVerwaltungwird hineingezogen
werden,in gleicherWeise liegt dieBefürchtungnahe, daß in Folge davon dieministerielle
Verantwortlichkeitihre Bedeutungverlierenwerde.

8'
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Der mitunter für die Beibehaltung eines AusschussesangeführteGrund, daß
derselbeint Hinblickaus das ihm zustehendeRecht der Einberufung für die Erhaltung
der Verfassungwesentlichsei, ist nur auf die altlandständifchenVerfassungenzutreffend
und alle desfallsigeBedenken,welchedennochaufgeworfenwerdenmöchten,erledigensich
durchdie Bestimmungender Artikel49 und 57.

V. Abschnitt.

Bon den Gemeinden nnd Kreisverbänden.
Zu Art. «8 —72.

Die Baude der Gewohnheitund des Brauches, welchedem Patrimonialstaate
vielfachund vorzugsweisezur Stütze dienten, gehen ihrer Auflösungentgegenund für
die Verwirklichungdes Rechtsstaateswird eine Verfassungerforderlich,die auf positiven
Säulen beruhetund von dem nationalenBewußtseingetragenwird. Sowie dem Ein-
zelnendie Grenzen seinesRechtsgebietesscharfzu bezeichnensind, innerhalbwelcheres
demselbensich frei und sicherzu bewegengestattetist, derenÜberschreitungihm aber
nichtnachgesehenwerdendarf, so kömmtes im Allgemeinendarauf an, das Volk durch
öffentlicheInteressenzu verbindenund diejenigenKräfte, welchesonstvereinzeltdastehen
und vielleichtverlorengehenwürden, in das allgemeineStaatsleben aufzunehmen,damit
der Staat dasjenigewerde,was er fein soll, ein organischesSystem des öffentlichenLe-
bens und lebendigerKräfte.

Insonderheitfehlt es in Mecklenburgan organischenEinrichtungenzur Befesti-
gung der Gesellschaft,da, abgesehenvon der erforderlichenUmbildungder GerichtSverfaf-
jung, das Gemcindewesenzum Theil nach Grundsätzenconstruirtist, welchenichtmehr
zeitgemäßerscheinen,zum andern Theil es daran aber ganz mangelt.

Innerhalb der bisherigenStaatsform war eine angemesseneEntwickelnngdeö
Gemeindcwcfcnsnichtmöglich,und was namentlichdie Städte anlangt, so konntein
ihnen einevolkstümlicheRepräsentationnichtheimischwerden, weil ihr Wirkungskreis
weit über die reinen Genieindeangelegenheitensichhinaus erstreckte,weil nachverschiede-
nen Seiten hin fortwährendeCollisionenzwischendein Staats- und Gemeinde-Interesse
sichhervorgabenund hervorgebenmußten, und weil dieGemeindebehördendurchihr Ver-
hältniß zum Staate in eine falscheStellung gebrachtwordenwaren.

Ein wahres Gemeindclcbenkann aber nur dort gedeihe«,wo mit Hintenan-
setzungdes Regierungssystemsund mit AusscheidungallerAngelegenheiten,welcheSachen
des Staats sind,die Gemeindegewaltauf die Verwaltung sichbeschränktund innerhalb
diesesKreisesder Gemeindedie größtmöglichsteSelbstständigkeitgewährtwird, dergestalt,
daß der Staat, so lange die Gemeindeinnerhalb ihres verfassungsmäßigenWirkuugs-
kreisessichbewegt,ihre Thätigkeitiu keinerWeisebeengt, daß er nur im Interesseder
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allgemeinenStaatswohlfahrt eine Oberaufsichtführt, und daß er, wenn innerhalbder
GemeindeZerwürfnisseentstehen,das unparteiischeAmt eines Schiedsrichtersübt.

Der alsbaldigenEinführung einer neuen Geineindeverfassungfür die Städte in
Grundlageder durchdie VerfassungfestzustellendenPrincipien stehenbesondereSchwie-
rigkeitennicht entgegen,dagegenaber wird die Geineindeverfassungauf dem Landenoch
verschiedenePerioden der Entwickelungzu durchschreitenhaben, bevor sie zur vollständi-
gen Ausbildunggelangt. Denn hier sind die gemeinsamenBeziehungenerst zu schassen;
es gilt die Vereinigungsowohlvou Personen, als von Grundstücken,welchebisdahin
eine verschiedeneZweckbestimmunghatten, und wenn gleichdieGesetzgebungin den frag-
lichenBeziehungenviel vermag, so kann sie dochnur von außenhereinwirkenund es
muß die Entwickelungallemal aus dem Lebe«selbsthervorgehen.

Bis dahin nun, daß die Landgemeindenden nöthigen innern Zusammenhang
erhaltenhaben, was in Gemäßhcitdes Vorgesagtensichnichtmachenläßt, sondernwer-
den muß, wird der Staat nochmancheAngelegenheitenzu vermittelnund zu leiten ha-
ben, welcheiin weitem Verlaufe der Zeit den Landgemeindenselbstständigzu überlassen
sind,und es folgt hieraus von selbst,daß auch die VerfassungderKreise,wozu dieein-
zelnenGemeindenzu verbinden sein werden, erst nach und nachsichentwickelnkönne.
So lange die Landgemeindenmit den städtischenGemeindennicht auf einer gleichen
Stufe der Ausbildungstehen,muß die Stellung der Kreisbehördenin ihrenBeziehungen
zu den Landgemeindennothwendigeine anderesein, als zu den städtischenGenieinden.
Die Kreisbehördenwerdenzunächstden größten Theil derjenigenFunctionen in sichzu
vereinigenhaben, welchezur Zeit in den Händen der Domanialämter, der ritterschaftli-
chenAemter, der einzelnenObrigkeitenin der Ritterschaftund den Klostergütern,und
selbsttheilweiseder rittcrschaftlichenPatrimonialgerichteund der städtischenMagistratesich
befinden, und insosernenicht sofort davon einzelneGegenständeden Landgemeindenzu
überweisensein mochten, wird erst späterhin, nachdemjene Vereinigungbewerkstelligt
worden, allmälig die Trennung derjenigenZweigeder Verwaltung statt haben, welche
beziehungsweisedem Staate verbleibe»und denLandgemeindenüberwiesenwerdenmüssen.

Die auf diesemGebiete der staatlichenOrganisation sichdarbietendenSchwie-
rigkeiten sind die allerbedentendsten.Von jeher waren die verschiedenenLandestheile,
wenn gleichdie Grenzen derselbenbunt durch einanderverlaufen, scharfgeschieden!sie
befandensichin vielerHinsichtin einemZustandederAbsperrung,uud eine nichtgeringe
Zahl von Einrichtungen,Verhältnissen, Gewohnheitenund Gesetzensindfür die einzel-
nen Landestheileverschieden.

Dennochaber werdenjene Schwierigkeitenund diejenigenNachtheile,welchestets
mit der Veränderungalter und gewohnterEinrichtungenverbundensind, nichtgemieden
werdendürfen, weil das Interessedes Staats und somit der Gesammtheitjene Umge¬
staltungdringendgebietet, und für die Zukunft überwiegendeVortheiledaraus sichher*
vorgeben,indemein einfacher,kräftigerund schnellerBetrieb der öffentlichenAngelegen-
heitendie Folge davon sein wird.
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Allenthalbenmachtder Mangel gehörig eingerichteterKreise sichbemerkbarund
wird bei deren Einrichtungdahin zu verfahrensein, daß dieselbenfür alle Beziehungen
des Staatslebcns den localenVereinigungspunktbilden, so namentlichfür die Rechts-
pflege,die Handhabungder höhernPolizei in ihren verschiedenenZweigen,dieErhebung
der Steuern, die Wahlen der Abgeordneten,die Angelegenheitender Kirchenund Schu-
len, die Wehrversassungu. s. w.

Ueberdie Zusammensetzungder Kreisbehördenund beziehungsweisedie Bethei-
ligung der einzelnenGemeindendurch Abordnung von erwählten Vertretern werden
sich erst dann Bestimmungentreffen lassen, wenn die reinen Staats- und Genieinde-
Angelegenheitengeschiedensein werden.

VI. Abschnitt.

Vom Staatsdienst.

Zu Art. 73 —79.
Ueberdas Verhältniß der Staatsdiener haben bisher in Mecklenburgkeine all-

gemein gültige Normen bestanden. Es ward in einzelnenFällen den Umständennach
verfahren,und den Gerichtendienten, wenn auf ihre Entscheidungprovocirtward, die
Grundsätzedes gemeinenRechteszur Richtschnur.

Mit der Veränderungder Staatsform verändert sichauchdie Stellung der für
die Zweckedes Staates thätig werdendenöffentlichenDiener, und insonderheitwird für
dieVerwaltungSbeamtender hauptsächlichsteZweckihrer Aintsthätigkeitein anderer. Als
Organe der öffentlichenGewalt sind sie für die Erhaltung der Staatsverfassung von
großerBedeutungund für dievollziehendeGewalt nichtzu entbehren. AuchsiesindGlie-
der der Gesammtheit,und wennes unverkennbarim wohlverstandenenInteressedesStaates
liegt, die Ehre und Rechtschaffenheitdes BeamtenstandeSzu pflegenund für denselben
tüchtigeLeutezu gewinnen,so muß ihnen auch in der Weise eine Selbstständigkeitgest-
chertwerden,daß sie unbeschadetihrerübernommenenAmtspflichten,als Mitgliedereines
freien bürgerlichenGemeinwesenssich fühlen und in solchemGefühle es sichnichtbei-
kommenlassen,von ihrenMitbürgern in einemStande der Absonderungsichzu halten.

Von der Sicherstellungdes Richterstaudesist bereits oben Art. 4 Nro. 31 die
Rede gewesenund bezweckendie in denArtikeln74, 75 und 7G ausgesprochenenGrund¬
sätze, daß die Nichtervor Conflictenbewahrt bleibensollen, die sichsv leichtergeben,
wenn sienebenderVerwaltungdesRichteramtesnochandereInteressenzu vertretenhaben.
Zu verkennenist indessennicht,daß in einemkleinerenStaate aus finanziellenGründendie
unbedingteBeschränkungder Richter auf ihr Richteramt nicht allemal ganz strengesichdurchführenlassenwird, und es muß das Speciellerein dieserHinsichtvorbehaltenblei-
ben bis dahin, daß dieOrganisationderverschiedenenneuenBehördenerstvorgeschrittenist.

Zwischenden AngehörigendiesesStandes und den sonstigenStaatsbeamten muß
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nothwendigein Unterschiedgemachtwerden. Den Letzterenist nämlich eine gleicheUn-
abhängigkeitnichtzu gewähren,wohl aber sindsie gegenWillkühr, sovieles nur irgend
mit den Grundsätzeneiner guten und geregeltenVerwaltung sichverträgt, zu schützen
und muß überhaupt ihr Verhältniß auf festenund erkennbarenGrundlagen dergestalt
geordnetwerden,daß sie stets im Stande sind, dieGesetzewürdig zu vertrete»und nicht
nöthig haben, als willenloseWerkzeugeihrerVorgesetztensichgebrauchenzu lassen. Na-
mentlichwird auch für die sonstigenStaatsbeamte deren lebenslänglicheAnstellungals
Regelanzuerkennensein, insofern?es sichum solcheAemterhandelt,zu derenBefähigung
theils allgemeinewissenschaftlicheBildung, theils gründlicheErlernung einer besonderen
Wissenschaftoder Kunst, mithin mehrjährigeVorbereitung erforderlichsind, welchemit
Kostenaufwandund mit Verzichtleistnngauf die gewöhnlichenErwerbsmitteldes bürger-
lichenLebensverbundenist. Allein jene Regel als einen verfassungsmäßigenGrund-
satz für alle Staatsämter auszusprechen,erscheintbedenklich,weil es auchmancheAemter
giebt, die eine besondereVorbildung nicht in Anspruchnehmen, und weil es für diese
Art von Aemtern im Interesse der Verwaltung liegen wird, entweder dieselbenals
wechselndeReihedienstezu behandeln,oder aber eine Kündigung vorzubehalten. Die
näheren Bestimmungenüber die Organisationdes Staatsdienstes könnennur im Wege
derSpecialgesetzgebunggetroffenwerden,und wird eö einstweilennochbis dahin bei dem
bisherigenRechtedas Bewendenbehaltenmüssen,zumal die meistenVerwaltungs-Behörden
beziehungsweiseaufzulösenund umzubildensind.

Das nachArtikel 78 über denStaatsdienst zu erlassendeGesetzwird insbesondere
festzustellenhaben:

a. welcheBeamte als Staatsdieuer zu betrachtensind,
b. die Erfordernisseder Befähigungzum Staatsdienst, die Besoldungenund Pensioni-

rungen,
c. das bei Anstellung,Versetzungund Entlassungder Staatsbeamte in Anwendung

zu bringendeVerfahren, unter näherer BezeichnungderjenigenKlassenvon Staats¬
ämtern, in Betreff deren eine Anstellungauf bestimmteZeit oder auf Kündigung
geschehenkann,

d. die Dicnflverantworllichkeitder Staatsbeamten und das Disciplinarverfahren,
e. dieAnsprücheder hinterlasscnenWittwenundWaisen aus Pensionenund beziehungs-

weiseGnadengenuß.

VII. Abschnitt.

Vom Schulwesen.

Zu Art. 80—84.
Die Fragen wegender Freiheit der Wissenschaftund ihrer Lehre, der Erthcilung

des Unterrichtsund Gründung von Unterrichtsanstalten,so wie der unentgeltlichenEr-
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thcilungdes Unterrichtswerdenin Gemäßheitdes Obigen ihre nähereFeststellungdurch
die allgeineinedeutscheVerfassungerhalten.

Im Nebrigenwird das Schulwesenin seinemVerhältnissezur Kirche theilweise
umzugestaltenund in den Organismus des neuen Staates in angemessenerWeise cm-
zureihensein.

Die wenigenFachschulenin Mecklenburgstehenhier wie überall in gar keiner
Beziehungzur Kirche,wohingegendenGymnasien,Realschulen,denstädtischenElementar-
schulenund den ländlichenElementarschulen,und zwar allen diesenSchulen in kirchlicher
Hinsichtdie Beziehungengemeinsamsind,

1) daß in ihnen christlicher,und zwar christlich-confessionellerReligionsunterrichter-
theilt wird,

2) daß die Kirchedurchihre Geistlichendie Aufsichtdarüber übt.
In besondernBeziehungenzu nicht allen, aber dochsehr vielen und bis in

neuererZeit, zu den meistenSchulen trat die Kirchedadurch,daß sie
a. ihre Diener und zwar nichtbloß ihren clerus minor, sondernauch hie und

da Geistliche,die Hülssprediger, verpflichtete,ein Lehramt in der Schule zu
verwalten,

[i. daß sie aus ihren Mitteln zur Erhaltung der Schulen beiträgt.
Alle dieseVerhältnissehaben sichin naturgemäßer, man kann also sagen, in

nothweudigerWeise so gebildet, und zwar vorzugsweisein Folge des Umstandes,daß
die landesherrlicheund Kircheugewaltin einer und derselbenHand vereinigtwaren.

Die Organisation der kirchlichenVerhältnisse, welchein Gemäßheit des Vor-
gesagtenstattfindenwird, muß mit einer gleichenNochwendigkeitans die Stellung der
Schule im Staate zurückwirkenund eS werdenvon Seiten desLetzterendiedazunöthigeu
Anordnungenzu treffensein, die indessenzunächstnur auf solcheBeziehungensichwerden
erstreckenkönnen, welchebisher die Schule in einemSubjections-Verhältnissezur Kirche
erhaltenhaben.

Was dagegenin Bezug auf die Ertheilung des Religionsunterrichtsdie Ver-
einignngbeiderInstitute anlangt, so wird es dem fortschreitendenLebenanHeimzu stellen
sein, ob und in wie weit dasselbeim Interesse des Staates die Anforderungerheben
wird, jene Vereinigungzu lösen. Zur Zeit liegt ein desfallsigesBedürfnißnichtvor,
vielmehrwird die Staatsgewalt gerechtesBedenkentragen müssen,nachdieserSeite hin
Verfügungenzu erlassen,theils um das in den kirchlichenGemeinden,besondersin den
LandgemeindenlebendeGefühl und Bewußtsein,welchesSchule undKircheschlechterdings
zusammenfaßt,nichtzu verletzen,theils um eineirrigeAuffassung,sowohlvon derLösung
des bisherige»Verhältnisses,als von der künftigenStellung der Schule, zu vermeiden,
zumal dir Kirche, außer dem Confirmandenunterricht,keineandereEinrichtungenbat,
durch welchedie Heranbildungder Jugend zur Erkenntnißder christlich-religiösenund
christlich-sittlichenWahrheitenvermitteltwird.

Aus dem Vorgesagtenfolgt, daß in Betreff der Schulaufsicht,welchebis dabin
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der Geistlichkeit,wie ein ausschließlichesRecht, zugestandenhat, eine Veränderungwird
eintretenmüssen,und es wird der Staat seineOberaufsicht,welchein seinemund der
KircheNamen, dieSuperintendentenund unter diesendiePräpositenführten, durchFach-
männer üben zu lassenhaben. Ausgeschlossenist dadurchnicht, daß fortan auch Geist-
lichevom Staate mit der Aufsichtüber einen Schulkreisbeauftragtwerden, allein es
waltet dann der wesentlicheUnterschiedob, daß der Auftrag vom Staate ausgeht, daß
derselbejedenAugenblickwiderrufbar ist und nicht wie früher durchden Landesherrn,
als Oberbischof,erfolgt.

Die örtlicheSchulanfsichtwird zweckmäßigder Gemeindezn überlassenfein.
So lange indessennochin Betreffder ErtheilungdesReligionsunterrichtszwischen

der lutherischenKirche und der Schule eineVereinigungbesteht, wird der erstereneine
Beteiligung dabeizu gewährensein, weshalb sie namentlichvon der Aufsichtüber diesen
speciellenund nur ihr angehörigenGegenstand,welchesichabernur hieraufzu beschränken
und mit der vorgedachtenUebnngder Schulaufsichtdes Staats durchFachmännernichts
gemeinhat, nichtwird ausgeschlossenbleibenkönnen. Jene Vereinigungunterliegtnicht
mehr einemZwange und so wie es von dem freienWillen der Schulgewaltabhängt,
denReligionsunterrichtin der Schule ertheilenzu lassen,ebenso wenig ist dieKirchean
und für sichbehindert,jenen Unterrichtvon der Schule zu trennen und für dessenEr-
theilunganderweitigeVeranstaltungenzu treffen.

Anlangenddie Frage, was aus der Schule werdensoll, ob Staatsanstalt, ob
Gemeindeanstalt,so ist zunächstdie Elementar- und Volksschuleiu's Auge zu fassen,
und wenn man anders einefolgerichtigeEntwickelungundVerwirklichungder endlichzur
AnerkennunggekommenenIdeen und Grundsätzewill, so darf der Grundsatzder Selbst-
regierung, welcherfür die ganze Einrichtungder Verwaltung nach allen Seiten hin
maßgebendsein soll, in Beziehungauf die Elementar- und Volksschule,also auf die
Gemeindcschulenicht verlängnet werden. Das System der Centralisationwürde, ab-
gesehenvon der damit verbundenenübergroßenBelastung der Steuerkrast des Staates,
wesentlicheNachtheilefür das Gedeihender Volksschulemit sichführen. Dieselbemuß
vielmehraus dem kleinstenOrganismus, aus der Familie und Gemeindehervorwachsen,
und es ist demnachdieGründung, Erhaltung und Verwaltung des Elementarschulwescns
den einzelnenGemeindenbeziehungsweisezu überlassenund zur Pflicht zu machen. Wo
die Kräfte der Gemeindendazu nichtausreichenmöchten,wird der Staat Hülfe zu ge-
währen haben.

Der höhereUnterricht,so wie dieErrichtungvon Fachschulensind aber keinBe-
dürsniß der einzelnenGemeinde. Die Sorge dasür kann daher nur dein Staate ob-
liegen, welcher, insoweitnichtbesondereFonds dazu vorhandensind,die damit verbun-
denen Kosten zu übernehmenhaben wird. Die Einheit dieseshöhern Unterrichtszu
sichern,muß der Special-Gesetzgebungvorbehaltenbleiben.

Im Uebrigenwird auchhier mit derKircheRichtigkeitzu treffensein rücksichtlich
der Mittel, welchesie zur Erhaltung der Schulen beiträgt, und liegt es in der Sache,

9
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daß das Elementarschulwesennur in Verbindung init der Gemeindeversassungdefinitiv
wird geregeltwerden können. In wie weit jedochbis dahin das Elementarschulwesen,
namentlichauf dem Lande, zu verbessernsein wird, ist besondererErwägung zu unter-
ziehen.

VIII. Abschnitt.

Vom Staatshaushalt.

Zu Art. 85.
Die Abtretung der Domainen an den Staat, mit Ausbescheidungeines durch

VereinbarungsestznstcllcndcnTheils, als einesunveräußerlichenHausgutes,dessenAuskünfte
auf denBetrag derCivillistein Abrechnungzu bringensind,dürstedenBeweisführen, daß
die entschiedeneAbsichtdes Großherzogsdahin geht, eine wahreStaatseinheitzu erzielen.

Nach dem in anderenkonstitutionellenStaaten sichdarbietendenBeispieleist, ab-
gesehenvon der Frage der Zweckmäßigkeit,jene Abtretungkeineswegesdie nothwendige
Konsequenzeiner Repräsentativ-Verfassungund ist in Erwägung zu ziehen, daß der
größte Theil der Domainenauf privatrechtlichemTitel beruhendesEigenthumdes Groß-
Herzogsist. Mecklenburgist das einzigeLand in Europa, bei welchemder Ursprung
seines angestammtenFürstenhausessichin eineZeit verliert,worüber dieGeschichtekeine
Ausschlüssezu ertheilenvermag und schonin den erstenAnfängenderselben,also lange
bevor dieBegriffevonLandesherrlicherGewalt und erblicherLandeshoheitsichentwickelten,
erscheinendieMecklenburgischenFürsten als die größten Grundbesitzer.Die Eigenthums-
frage ist auch niemals bestrittengewesenund nur darüber sindverschiedeneAnsichtenauf-
gekommen,in welchemUmfangeeine Verpflichtungbestehe,dieAuskünfteder Domainen,
nachBestreitungderprivativenfürstlichenBedürfnisse,zu Regierungszweckenzu verwenden.

Die diesenGegenstandbetreffendenspeciellenVorlagen werdender Abgeordneten-
Kammermitgetheiltwerdenund verstehtes sichim Uebrigenvon selbst,daß das von dem
Staatsgut auszuscheidendeHausgut, als ein znin Staat gehörenderBestandtheil, ganz
in derselbenWeise,wie der übrige Grundbesitz,nüt alleinigerAusnahme der fürstlichen
Schlösserund Gärten, in den Organismus des Staats einzureihenist, und daß rück-
sichtlichderBewohnerdesselbenin ihremVerhältnissezumStaate weder besondereRechte
nochPflichtenbestehenkönnen.

Zu Art. 100.
Von der Ritter- und Landschaftist auf dein letztenaußerordentlichenLandtage

die Uebernahmeder ritter- und landschaftlichen,sowieder privative ritterschastlichennnd
der privative landschaftlichenSchulden, ferner der an dieritter- und landschaftlichennnd
an die privative ritterschaftlichenund die privative landschaftlichenOfficianten zu
zahlendenGehalte, der verschiedenenvon den LandständenbewilligtenPensionennnd
endlichder auf dein UnterstützungssondsruhendenVerbindlichkeitenbedungen worden,
womit der Großherzogin dein Landtagsabschiedesicheinverstandenerklärt hat.
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Außer den vorgedachtenritter- und landschaftlichen,den privativeritterschaftlichen
und denprivativelandschaftlichenSchulden,welchebis dahinzumRessortdes LandkastenS
gehörten,kommennochin Betracht:

1) an landesherrlichenSchulden,die Schuldender Reluitionscasse;
2) an eigentlichenLandes-Schulden:

<i.Die Landes-Credit-Casse-Schulden;
b. die mit dein BanquierhauseSalomen Heine in Hamburg zum Zweckder

Erbauung der Hamburg-Berliner Eisenbahn abgeschlosseneAnleihe;
c. die Schuldender Chaussee-und Wasserbaucasse.

DiesevorstehendausgeführtenCossenwaren bisher getrenntund standenun-
ter verschiedenenBehörden. Eine demnächstigeVereinigungderselbenempfiehltsichaus
Gründen der Zweckmäßigkeit,wobeijedochRücksichtzu nehmensein wird ans die wohl-
erworbenenRechteder Gläubiger, in sosernediesen besondereHypothekenbestelltund
specielleVereinbarungenbeim Abschlußder Anleihegetroffenwordensind.

Zwar ist sonstüberall der Grundsatzfestgehaltenworden, daß die Abgeordneten-
Kammer bei der Verwaltung sichnichtdirect zu betheiligenhabe. Allein hier dürfte
davon um deswilleneine Ausnahmezu machensein, weil die Ernennung von Commis-
sarieudurchdie Abgeordneten-Kammer,als eine besondereControll-Maaßregel,zur Bc-
festigungdes Kreditsgereichtund weil der AusschlußsolcherComunssarienum so mehr
eine entgegengesetzteWirkung äußern möchte, als selbigebisher zugezogenworden sind.

Neberdas gesammteFinanzwesenwerdender Abgeordneten-Kammerbesondere
Vorlagen gemachtwerden.

IX. Abschnitt.

Verschiedene sonstige Bestimmungen.

Dieser Abschnittumfaßt verschiedeneeinzelneBestimmungen,welchevon dem
FrankfurterEntwurf nicht ergriffen werden und die daher hier zusammengestelltsind,
wenn gleicheine innere Verbindungzwischendenselbennichtdurchgängigvorhandenist.

Zu Art. 106.
Von selbstverstehtes sich, daß dieseBestimmungwederdie völkerrechtlicheEx-

territorialität,nochdie mit andernStaaten abgeschlossenenVerträge wegenAuslieferung
von gegenseitigenStaatsangehörigenaushebenkann.

Zn Art. 107.

Die gemeinrechtlicheStrafe der Landesverweisung,wenn gleichdurchdie Praxis
außer Anwendunggesetzt(Mantzel jus Mecklenb. et Lub. Cent. IV. Ind. LIII.)
ist für Mecklenburgdurchein Gesetznochnichtaufgehoben.

9'
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Zu Art. 108.
Das Nähere über das bei gerichtlichenRequisitionenanzuwendendeVerfahren

wird gesetzlichfestzustellensein.
Zu Art. III.

Mit der Bildung eines Repräsentativ-Staates cessirtdie von dem Großherzog
nach §. 12 der Publications-Verordnung zur Ober-Appellationsgerichts-Ordnungvom
I. Juli 1818 übernommeneVerbindlichkeit,in deren Gemäßheitderselbeverheißenhat,
wegenzu erhebenderAnsprüchegegendieRegierung,Lehnkammeroder sonstnachgesetzte
Behörden,einenProcurator zu bestellen.

Nur die gegen den Großherzog oder die Mitglieder der GroßherzoglichenFa¬
milie zu erhebendenprivatrechtlichenAnsprüchekommennochin Betracht.

Zu Art. 112.
Die Ausführung dieserVorschriftwird nur in Gemeinschaftmit der Organisa-

tion der gesammtenGerichtsverfassungerfolgenkönnen.

Zu Art. 113.
Nach Ausweis des §. 310 des Landesvergleichssinddie Mitgliederder Ritter-

schaftund derenHintersassenvon aller Einquartierung und Verpflegungdes Mecklen-
burgischenMilitairs jeder Waffengattungbefreiet.

Den Landstädtenist daselbstZ. 311 die Zusicherungertheiltworden,daß sie mit
der Einquartierungder Cavallerieverschontbleibensollen.

Mit den Seestädtensind anderweitigeVereinbarungengetroffenund ist von der
LandschaftdarüberBeschwerdegeführtworden, daß in einzelnenLandstädtenGensdar-
merie-Kommandosstationirtwordensind.

Eine Negulirung dieserganzenAngelegenheitnach gleichenGrundsätzen, welche
auf sämmtlicheStaatsgenossengleichmäßigeAnwendungfindenwerden,ist demnachBe-
dürsniß, jedochwird die nähere Bestimmungnnr im Wege der Specialgefetzgebungge-
troffenwerdenkönnen.

Zu Art. 115.
Die Aufhebungder acadcmifchenGerichtsbarkeitist ein Gegenstand,welchermit

der Organisation der gesammtenGerichtsverfassungzusammenhängt.

Zu Art. 116.
Die AnwendungdiesesArtikelssetztvoraus eine zuvorigeRegelungdes Gebüh-

renwesensdurchdas Gesetz. Bis dahin wird nach den bisher gültig gewesenenNormen
zu verfahrensein.

Zu Art. 118.
Was die Dispensationvon einzelnenBestimmungender bestehendenGesetzean-

betrifft, so wird es bei dem bisherigenVerfahren einstweilennoch verbleibenmüssen,
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weil sonst gar leichtMißverhältnissesich ergebenmöchten. Die Uebnngder Dispeufa-
tionen wird jedochmit der größtenVorsichtzu geschehenhaben.

Zu Art. 119.
Die bürgerlicheNahrung, welchedie Handlung (Kaufmannschaft,Kramerei, Hocke-

rei), die Handwerke, die Bierbrauerei und die Branntweinbrennereiumfaßt, ist bisher
vorzugsweiseund als Regel den Städten zuständiggewesen.

Schon dic Polizeiordnungvom Jahre 1572 begründeteeinen gesetzlichenUnter-
schiedhinsichtlichdes Erwerbs zwischenden Mitgliedernder Ritterschaft, den Bürgern
und Bauern, und die Art. 13 und 14 des Landesvergleichsverbreitensichausführlich
über diejenigenVorrechte, welchein Bezug auf dic bürgerlicheNahrung die Städte,
dem platten Lande gegenüber,besitzen.

Der bisherigenStaatsforin warenderartigeVerhältnissevollkommenentsprechend,
da die LandschafteinenbefondernLandestheilbildete,der als solcherbesonderePflichten
zu erfüllenund besondereSteuerlastenzu tragen hatte. Allein mit den Principien des
konstitutionellenSystems, dessenAufgabees ist, dic verschiedenenLandestheilezu einem
Gesammtstaatezu vcrcinigcn,in welchemjederStaatsgenosscein Glied des Ganzen mit
selbständigemWerthe und selbstständigerThätigkeitist, sind jene Absonderungenund
Bevorzugungennicht in Einklang zu bringenund es wird das Streben dahin zu rich-
ten sein, jenen Principien Eingang zu verschaffen,damit Handel und Gewerbesichkräf-
tigertund nichtdurchdrn todten Buchstabendes Gesetzesfür alle Zeitenauf bestimmte
Oertlichkeitenbeschränkt,in naturgemäßerWeise sichentfaltenkönnen.

Wie schwierigund höchstgefährliches nun aber ist, Lebensverhältnissen,welche
Jahrhunderte hindurchnach einer und derselbenRichtungsichausgebildethaben, diebis-
herigeGrundlage ihrer Ausbildung, den positivenRechtsbodenurplötzlichzu entziehen,
das zeigt sichgeradehier am meistenund würde es die allerunglücklichstenFolgenhaben,
wollte man vermittelsteines Federstrichsden UnterschiedzwischenStadt und Land auf-
hebenund dic Art. 13 und 14 dcs Landcsvcrglcichssofort außcr Auwcndungfctzcn.

Solchc ticf eingrcifcndcVerhältnisse, welchenach und nach das Lebengebildet
hat, dürfen, auchwenn sienichtmehr zeitgemäßerscheinen,nur auf dem Wege einer
allmäligen EntWickelungumgeformtwerden,und so wie auf der einen Seite die Umge-
staltungdcs gcgcnwärtigcnContributiouSwcscnsauf dic gewerblichenVerhältnissemit
Notwendigkeitihren Einfluß wird äußern müssen, so wird auch auf der andern Seite
die Ausbildungdes ländlichenGemcindewcfenödie jetztso schroffbestehendenGegensätze
im weiten?Verlaufe des staatlichenLcbcnsmildcrnund nach Möglichkeitausgleichen.

Daß die Bestimmungenüber den Bctricb der bürgerlichenNahrung einerwesent-
licheitVeränderungentgegengehen,liegt in der Natur der Sache. Wie bald aber und
in welchemUmfangedies zu geschehenhat, läßt in derGegenwart sichnicht entscheiden,
zumal der Gegenstand,um deu es sichhandelt, unter andernäußeru Einflüssenstehtund
hat es bedenklicherscheinenmüssen,allgemeineGrundsätzedarüber in der Verfassungs-
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Urkundeauszusprechen.Im ttcbrigm verstehtes sichvon selbst,daß fortan die Bestim-
mungender Art. 13 und 14 des Landesvergleichöder allgemeinenGesetzgebungunter-
liegenund als Vorrechte,die unter einembesondernNechtsschutzestehen,nichtaufzufas¬
sen sind, sowie endlichauch in Betrachtkommt, daß die Bestimmungender deutsche«
Verfassungüber die gewerblichenVerhältnisseauf Mecklenburgzurückwirkenwerden.

Ebenso unthunlicherscheintes znr Zeit, vermittelstAufstellungallgemeinerBerfas-
fnngsgrundfätzeüberdieFrage,obZunftzwangoderGcwerbefrciheit,Entscheidungzu treffen.

Insofern nach dem bisher geltendenRechte die Besugnißzu verschiedenenBe-
triebsartennur auf besonder»Verleihungenvon Seiten der Regierungberuhte,wird es
dabei einstweilennoch,und zwar bis zum Erlaß einerallgemeinenGewerbeordnung,das
Bewendenbehaltenmüssen.

Privilegienzum Hausirhandelsindübrigensseit längerer Zeit nicht ertheiltwor-
den, und was insonderheitdie in den Aemternund Städten landesherrlichbestelltenMu-
sikanten,Schornsteinfeger,Schweineschneider,Scharfrichterund Abdeckerbetrifft,so wird
die nähere Erörterung darüber den Verhandlungenwegen Erlassung einer Gewerbe-
ordnnugzuzuweisensein. Ebendaselbstist auchdie Vorschriftim 8. 376 des Laudesver-
gleichs,welcherdem Militär den Betrieb bürgerlicherHandthierungverbietet,in weitere
Neberlegungzu ziehen.

Für die Zwischenzeitwird in Betreff der Musikanten, Schornsteinfegeru. s. w.
zweckmäßigdahinzu verfahrensein, daß bei etwa eintretendenVacanzenkeineausschlief
lieheVerleihungenmehr ertheiltwerden, insofern?nicht, wie dies rücksichtlicheinzelner
Frohnereiender Fall ist, Erbpachtverhältnissebestehen.

Auch mit den Apothekerprivilegienwird die neue Gesetzgebungsichzu beschäfti-
gen haben.

Anlangenddas gleichfallssehr wichtigeVerhältniß der ländlichenArbeiter, so
ist dasselbeeiner commissarischenPrüfung, unter Zuziehungvon Sachverständigen,znge-
wiesenwordenund werdendie Resultateder Abgeordnctcn-Kammervorgelegtwerden.

Zu Art. 120.
Eine specielleBerücksichtigungerforderndie Beziehungender Ritter- und Land-

schastzu den drei Landesklöstern,welcheaus den Reversalenvom 2. Juli 1572 Art. 4
origiuiren. Es kommenhier in Betracht!

1) die Verwaltung der Landesklöster,und
2) derenNutzung.

Was zunächstdas Rechtder Ritter- undLandschaftin Bezugauf dieVerwaltung
anlangt, so äußerte sichdasselbedahin, daß unterVorbehalt derLandesherrlichenBestäti-
gnng und des oberstenAnfsichtsrechtes,der Ritter- und Landschaftdie Befngnißzustand,
dieKlostervorsteherzu ernennenund über die geführteVerwaltung sichRechnungablegen
zu lassen,auchdie Grundsätze,nachdenendie Verwaltung zn führen sei, festzustellen.

Mit der Auflösungder Ritter- und Landschaftwird das Subjeet der fraglichen
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Befugniß hinwegfallen,welcheentschiedender Classeder öffentlichenRechteangehörtund
niemals diesenCharakter verloren hat. Dieselbemuß dorthin zurückgehen,woher sie
ihren Ausgang genommenund stehtsomit zur Dispositiondes Staats.

Die von den Mitgliedern des eiugebornenund recipirtenAdels bisher geübte
Prärogative der passivenWahlfähigst zu den Stellen der Klostervorsteherist eine aus
dem Rechteder Ritter- und LandschaftabgeleiteteBefugniß, derenWirksamkeitsichnicht
weiter erstreckenkann, als das Recht, von welchemsie abgeleitetwordenist, und die
daher ihre bisherigeBedeutung ebenfallsverliert, ohne daß es einer Untersuchungdar-
über bedarf, ob die fraglichePrärogative im Bereicheder landständischenVerfassung
wirklichzu Recht beständiggewesensei. Es ist dies um so zweifelloser,als dieselbe
niemals von dm Mitgliederndes eingebornenund recipirtenAdels, als solchen,in An-
spruchgenommenworden ist, sondern auf der wesentlichenVoraussetzungdes Besitzes
der Landstandschastberuhte,an welcherQualität es fortan ermangeltund deren bisher!-
ges Erfordernißden sicherstenBeweis liefert,daß die mehrgedachteBefugniß unter einen
privatrechtlichenGesichtspunktsichnichtbringen läßt.

In Betreff der Nutzungsfragesind zu unterscheiden-
a. die Rechte derjenigen, welcheim Besitzevon Klosterhebungensichbefinden,so

wie derjenigen, welchein dem bisher verfassungsmäßigenWege darauf einge-
schriebenwordenstnd,

b. die Rechteder Ritter- und Landschaft,
c. die Rechteder Familien des eingebornenund recipirtenAdels.

ad a. Die hier genanntenRechte können nur der Classeder wohlerworbenen
Privatrechtebeigezähltwerden,woraus folgt, daß sie ihre Geltung behaltenmüssen,da
die Sicherungder Privatrechteeiner der Hauptzweckeeines Rechtsstaatesist.

ad b. Die Reckteder Ritter- und Landschaftkönnen dagegenaus keineman-
dern Gesichtspunkte,als demjenigendes öffentlichenRechts beurtheiltwerden.

Es sindnämlichRitter- undLandschaftvon jeher nur politischeStände gewesen,
undes istnichtnachzuweisen,daßRitter-undLandschaftdiedoppelteQualität, einmalvonpoli-
tischenund zweitensvon privatrechtlichenKorporationeniiine gehabt haben, dergestalt,
daß mit demHinwegfallenjener ersterenQualität die letzterevon Bestandbleibenmüsse.

Abgesehennun davon, daß von Ritter- und LandschaftderartigeAnsprüchegar
nichterhobenwordensind,so hat auch für den größerenTheil der Ritterschaftdas fer- .
nere Besteheneines privatrechtlichenCorporationsverhältnissesüberall keinInteresseund
stellt sichdasselbegeradezuals zweckwidrigdar, zumal mit demAufhörender Landstand-
fchastder Begriff eines Hauptgutes alle staatsrechtlicheBedeutung verliert und mit den
GrundsätzeneinerRepräsentiv-Verfassunges nichtzu vereinbarenist, an den bloßenEr-
werb von Grundbesitz,dessenTheilnngund Verkleinerungdie neue Verfassungfreigiebt,
privatrechtlicheBevorzugungenzu knüpfen.

Der Fortbestandder Landschaft,als privatrechtlicheCorporation,ist rechtlichnoch
wenigerhaltbar. Denn nicht zu gedenken,daß die den Gemeindeverfassungennnterzu-
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legendenGrundsätzesolchesnichtzulassen,so haben auch unzweifelhaftdieeinzelnenMit-
gliederderMagistratedieLandstandschaftnichtin Folgeeinerbesonder«privatrechlichenErwer¬
bung, sondernals Ausfluß ihreramtlichenStellung geübt, undeSkönnendiemit derLand-
standschaftverbundenenöffentlichenRechtenicht in das Gebiet desPrivatrechtsübergehen.

ad c. Was nun aber die von den Familien des eingebornenund recipirten
Adels behauptetenRechte in Bezug auf die Nutzungder Landesklösteranlangt, so ge-
währt die Untersuchungdarüber, ob dieselbenals bevorzügteStandesrechte, nachdem
bisherigenRechtsstaat begründetgewesenoder nicht,keinenNutzen,indemsie als solche,
in dem neuen Rechtsstaatenichtfortbestehenkönnen.

In Betracht kommtjedoch, daß die Betheiligtendie Nutzungder Landesklöster
als ein ihnen zuständigesPrivatrecht in Anspruchgenommenhaben und da wenigstens
so viel vorliegt, daß jene Nutzung in keinemunmittelbarenZusammenhangemit der
Ritterschaftund dem politischenRechteder Landstandschaftgestanden, indemMitglieder
von nichtansässigenFamiliendazu concurrirten,so wird dieStaatsgewalt sichnichtfür
befugthalten dürfen, derselbenden Charaktereines Privatrechtsvon vornehereinabzu-
sprechen,wohingegenauf der andern Seite zu einer förmlichenAnerkennungder privat-
rechtlichenQualität eben so wenig ausreichendeGründe klar ermitteltvorliegen. Die
Gerechtigkeiterfordertdemnach, daß die EntscheidungdieseszweifelhaftenVerhältnisses
durch richterlichenSpruch erfolgeund es wird der Staat der Ausmachungder Sache
im Wege Rechtenssichnichtzu entziehenhaben.

Die bloßeAnmeldungzu Klosterstellenist begreiflicherWeife nichtauszuschließen.
Es werdenaber bis zur ausgemachtenSache bestimmteAnrechtedaraus nichterwachsen
könnenund je nach dem Ausfall der richterlichenEntscheidungwird die weitereVersü-
gung über die drei Landesklöster,in Beihalt der durch die neue Verfassunghinsichtlich
der Stiftungen festzustellendenBestimmungen,eineverschiedeneseinmüssen. Aus alle Fälle
aber vernothwendigtsichfür dieFolgeeinesolcheVerfügung in Betreff der von der Land-
schaft benutztenHebungen, so wie derjenigenvier ganzenund zwei halbenHebungen
worüber nach §. 2. der Vereinbarung vom 22. April 1899 der Landesherrschastdie
Disposition zustehtund werden die von der Staatsgewalt zu treffendenAnordnungen
sichgleichfallsauf das Kloster zum heiligenKreuz in Rostockzu erstreckenhaben, da
dasselbein Ansehungseinesim Jahre 1584 festgestelltenZweckesderselbenBeurtheilung
unterliegt,indem es zur christlichenAuserziehuugund Erhaltung inländischerJungfrauen
bestimmtwordenist.

X. Abschnitt.

Von der Gewähr der Verfassung»
Zu Art. 121-124.

Wenn gleichin neuerer Zeit verschiedeneStimmen gegen die Beibehaltungder
sogenanntenVerfassungSeidesich erhoben haben, so dürfte es dochden Verhältnissen
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Mecklenburgsund insonderheitden im Volke lebendenSitten und Vorstellungenvoll-
kommenangemessensein, den Eid, das höchstemoralischeBindemittel, als Bürgschaft
für die Heilighaltungder Verfassungzu erfordern, und ist mit Rücksichthierauf bereits
oben im Art. 37 die Beeidigungder Mitglieder der Abgeordneten-Kammer anverlangt
worden.

Was insonderheitdie Beeidigungder zur Zeit fungirendenöffentlichenBeamten
und des gegenwärtigzum activenDienste gehörigenMilitairs auf die Verfassungan-
langt, so möchtedieselbezweckmäßigin der Weise vorzunehmensein, daß nachvorgängi-
ger Verlesungder nur auf die Verfassungsichzu erstreckenhabendenEidesformel, die
betreffendenPersonen zum Zeichenihres Einverständnissesihren Dienstchefsden Hand-
schlagzu ertheilenhaben.

Die allgemeineBeeidigungder übrigen Staatsangehörigendürfte denUmständen
nachmit Schwierigkeitenverbundensein und wäre dieselbebis zur Einführungderneuen
Gcmcindcverfassungauszusetzen.

Die Ableistungvon Lehn- und Homagialeidenist nichtweiter zu erfordernund
werdendiejenigen,welchesolchegeleistethaben, als davon entbundenzu betrachtensein.

S ch l u ß.

Es ist bereits in der Einleitungangedeutetworden, daß diejenigenZweige der
Verwaltung, hinsichtlichderen eine ständischeTheilnahmeStatt gefunden, eine beson-
dere Rücksichterheischen.

Nothwendigwird eine solcheRücksichtnahmeum deswillen, weil einmal in Ge-
mäßheit des Obigen die Veränderung der Staatsform eine Umbildungder Verwaltung
und ihrer Organe erfordert, weil zweitens, bevor solchesdefinitivzu bewerkstelligen,
manche mit der bisherigenlandständischenVerfassungzusammenhängendeVerwaltungen
transitorischenMaaßregelnzu unterziehensind,und weil endlichder Großherzogin einem
Reskriptevom 15. Mai d.J. derRitter-und Landschaft,zu ihrerBeruhigung bei der ihr
angesonnenenAufgebungder Landstandfchaftsrechte,die allgemeineZusicherungertheilt

hat, der zu bildendenneuen Abgeordneten-Kammerin Hinsichtauf dieBeschränkungder
LandesherrlichenGewalt zumMindestendiejenigenRechtezu gewähren,welchederRitter-

und Landschaftzugestanden,übrigens aber mit dem Hinzufügen, daß solchebestehende
1»
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ständischeRechteund Einrichtungen,welchemit dem Wesen derRepräsentativ-Versassung
und deren Konsequenzensich unvereinbarlichzeigten, in der neuen Verfassungwürden
fortfallenmüssenund beziehungsweisezu modificirensein würden.

Die speciellin Betracht kommendenVerhältnisseund Beziehungenergebensich
aus dem Nachfolgenden.

Als Behörden,zu denendie Landständebisher concurrirten,sindaufzuführen
3. die dirigirendeCommifsiondes Landarbeitshauseszu Güstrow,
b. die Kommissionzur Visitationund Revisionder Landes-Receptur-Casse,
c. die Schulden-Tilgungs-Commifsion,
cl. die Militairdistrictsbehörden,
e. die Recrutirungsbehörden,
f. die Wege-Besichtigungs'Behörden,
g. die für die Eisenbahnenund einzelneChausseen,sowie für die Entwässerung

der LändereienbestelltenExpropriations-Commissionen,
h. die Administrationender Landesklöster.

Der einstweiligeFortbestand dieser Behörden ist für die Fortführung der
GeschäfteBedürfnißund der Umstand, daß einzelneMitgliederderselben,als ständische
Deputirte fungirt haben oder deren Bestellungauf ständischenVorschlagstattgefunden,
kannkeinenGrund abgeben,einePersonalverändcrungvorzunehmen,welcheletztereauchum
deswillennichtfürzweckmäßigzu haltenist, weilder Geschäftsgangdarunterleidenwürde.

Bis dahin, daß eine neue OrganisationdieserBehörden erfolgt oder aber deren
Auflösunggeschehenkann, wird jedochinsofern?eineVeränderungin ihrerStellung ein-
tretenmüssen,als sieeineunmittelbareGeschäftsbeziehungzu denLandständengehabthaben,
fernerhinaber lediglichdenbetreffendenMinisterialdepartementsunterzuordnensein werden.

In Betrachtkommtnoch,daß den einzelnenMitgliedernkeineVerpflichtungob-liegt, in ihren Stellen fernerhin zu verbleiben. Würde demnachvon dieserSeite ein
Rücktrittstattfinden,oder aber eine Vacanz sichereignen, so wird bei Anordnung derdann erforderlichenVerwaltungs-Maaßregeln eineunmittelbareBetheiligungderAbgeord-
neten-Kammernichtweitereintretenkönnen,gleichwiein demFalle, wenn vor geschehener
Revisionder ExpropriationsgefetzedieBestellungneuerExpropriations-Commissionenbean¬
tragt werdensollte.

2) Für nichterforderlichist zu achten
a. daß die ständischenDeputirten, welchedas Landesinteressein Bezug auf die

Angelegenheitender Hamburg- Berliner Eisenbahn mitvertreten, fernerhin in
Function verbleiben,sowie

b. daß für die Zukunft,so lange nochdas Criniinal-Collegiumzu Bützow sortbe-
steht,die Abordnungeines ständischenDeputirten zur Theilnahmean der Re-Visionder öconomischenVerhältnissediesesInstituts Statt habe.

Ferner wird aufzuhörenhaben die ständischeMitwirkung
c. bei der Entscheidungvon Streitigkeiten, welchedarüber entstehen,ob ein Weg
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als Communicationswegim engernSinne zu betrachtensei? (okr. § 3 der
Verordnungvom 19. Februar 1842.);

d. Bei der Bestimmungüber die in Folge der Erbauung von Chausseenzweck-
mäßig zu verfügendeAufhebungvon Landstraßen,und beziehungsweisederen
Verwandlungin Commnnicationswege;

e. bei Prüfung der Frage, ob hinsichtlichderjenigenChausseen-und Wasserbauten,
welchebereits für gemeinnützlichanerkanntworden,den gesetzlichenBestimmun-
gen dergestaltein Genüge geschehensei, daß die Auszahlungder Landeshülfen
und der Vorarbeitungskostenverfügt werdendürfe;

f. bei Ertheilung der Erlanbuiß zur Chausscegeldcrhebungnach geschehenerAblic-
ferung von Chausseen,welchebereits für gemeinnützlicherklärt wordensind;

g. bei Entscheidungder Frage,ob vormaligenfreiwilligenJägern, welcheum die
Verleihung aus dem neu fundirtenPensionsfondssichbewerben, eine solche
Pension zu bewilligensei;

Ii. bei Auszahlung der Jndemnisationsgelder sür Kriegserleidungen an die Beschä-
digten (§. 319 des Landesvergleichs);

i. bei Anordnungvon Maßregeln, welchesür den Fall einesEinmarschesfremder
Truppen erforderlichwerden(§§. 322, 323 des Landesvergleichs);

k. bei Kirchenvisitationen(§. 488 deSLandesvergleichs);
I. beim Erlaß der Zahlungsverordnungenan die Landes-Recepturcassc;

m. bei Eintreibungder Kontributionenund Landesaulagen;
n. bei der Verwaltung der Recrutirnngscasse.

3) So lange nicht die Reorganisationdes Steuer- und Zollwesenszur Ausführung
gekommen,wird derLandkasten,rücksichtlichdessenjedochzuvor mit dem Stargard -
schenKreise eine Auseinandersetzunggetroffenwerden muß', zweckmäßigfortzube¬
stehenhaben, jedochnicht als eine ständischeCasse,sondernals Staatscasse, welche
dein Finanzministeriumunterzuordnenist.

4) Dasselbegilt von der Steuer-Erhöhungscasse,aus welcherbisher die Beiträge der
Landschaftdes MecklenburgischenKreises zu den verschiedenenLandkasten-Balancen
geleistetwurden und derenVerwaltung daher, wegenihres Zusammenhangsmit dem
Landkasten,für ihren fernerenBestand ihrem bisherigenBerechner, dem Landes-
einnehmer,zu belassensein wird.

5) Bis zur Vereinigungder verschiedenenLandesherrlichen,gemischtenund ständischen
Schuldenzu einer Schuldenmassennd bis zur Einrichtung einer Hauptschulden-
abtragscasseempfiehltes sich, die Casse der Landeshülfenfür den Chaussee-und
Wasserbau auch fernerhinvon dem Landeseinnehmerberechnenzu lassen. An die
Stelle des Engern Ausschusses,als der vorgesetztenVerwaltungsbehörde,wird das
Finanzministeriumtreten.

I») Eben dieserVerwaltungsstellewerden unterzuordnensein die Landes-Recepturcassc
und die Cassezur Aushülfeder ständischenIndustrie.
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7) Tic Recrutirungs-und Stcllvcrtreter-Prämicndepositalcassestehtmit andern Gegen-
ständen der Verwaltung in keiner Verbindung, und wird dieselbedaher alsbald
an das Militair-Collegiumabzugebensein.

8) Die unmittelbareConcurrenzbeiControleüber den Abtrag derSchuldenderAktien-
Gesellschaftzur SchissbarmachungderElde, Havel und Stör, insoweitsievomLande
garantirt sind,wird in Zukunft nur durchdas Finanzministeriumzu übensein, und

9) die spedelleÜberwachung der Rostock-Neubrandenburgerund Güstrow-Lantower
Chausseenebenfallsnur durchdie Staatsverwaltung geschehenkönnen.

10) Die Revisionder Rechnungendes Appellationsgerichtsund des Landarbeitshauses
wird durchdie allgemeineVorschriftin Art. 101 der Versassungsurkundeergriffen.

11) Das bisherige,dem EngemAusschußderRitter- und Landschaftzuständige,Direc-
torium der ritterschaftlichenBraudcasse kann auf die Abgeordneten-Kammernicht
übergehenuud sinddieAnträge der Generalversammlungder rittcrschafttichenBrand-
Versicherungsgesellschaftzu erwarten, welchevon dein Engern Ausschußwird z»'
sammenberufenwerden.

12) AnlangenddenCreditverein,das Hauptarchiv,das Vermessungs-undUmschreibungs-
Archiv, die LandeSbibliothek,den Blücherplatzund das BergholzscheStipendium,
so wird dieserhalbdas Weitere erst dann erfolgenkönnen, wenn zuvor eine Ver-
ständigungmit dem StargardfchenKreisestattgefundenhat.

Endlichist nochaus den Verhandlungendes letztenaußerordentlichenLantags zu
bemerken,daß in Betreffdes Zeitpunktes,wann die Auflösungder Ritter- und Land-
schaftals politischberechtigterKorporationen,zweckmäßigzu geschehenhaben werbe, die
Landständesichdahin ausgesprochenhaben, daß jenerZeitpunktderVereinbarungzwischen
den Großherzögenund derzunächstzusammenkommendenAbgeordneten-Kammerzu über-
lassen sei, dergestalt, daß die Auflösungerst in dem Augenblickeintrete, wo in Folge
einer solchen, im Wege der neuen VerfassungerfolgtenVereinbarung,die Großherzoge,
die Ritter- und Landschaftals politischberechtigteKorporationenfür ausgelöseterklären.
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Gleichheitan Rechten, Privilegien »nd Gerechtigkeitenbestehen
werden, dergestalt, daß obgedachtedrei Kreisenach einerleiGe|
Ordnungenund Verträgen zu regieren, mithin in solcherGlei!
meinschast,wie am Hofgerichtund Consistorio,so auch an den !
gesammtemContributionali,nichtwenigeran den Landes-Klöster
des oberwähntenHainburgischenVergleichsvom 8. März 1701
10, folglichan allen anderenRechten, ^Vorzügenund Freiheiten
allen gemeinenAnliegenheitenund Nothsällenmit Rath und Th
licherOrdnung, sichunter einander zu vertretenund beizustehen
und mögen.

Soll bei einer Repräsentativ-Verfassungeine wirklicheGemein^
Mecklenbnrg-Schwerinund Mecklcnburg-StrclitzBedeutunghabenund behal
um nur einigePuucte hervorzuheben,in Hinblickauf das Erfordernißde
VerantwortlichkeitdieAuflosungder Abgeordneten-Kammer,so wie die Fo
Budgets und die daraus sichergebendenKonsequenzen,eine Verschmelzu
Staate« zu einem staatlichenGanzen, unter Aufhebungder legislativen
strativenSelbstständigkeitderselben, geschehenmüssen, und läßt eineBi
meinschaftlicherVersammlungenderAbgeordneten,um einennur formellen
punct zu bilden, um so weniger sichrechtfertigen,als die bisherigel
während des Landtags mit GroßherzoglichenCoimnifsarien,in Folge de
fassung,aufhörenwird, und dagegendie Vorsteherder verschiedenenMin
tements mit der Abgeordneten-Kammerzu verhandelnhaben werden,für
auch die Registraturen an Ort und Stelle sichbefindenmüssen, um a
Auskunstzu ertheilenund Vorlagen zu machen. Die längere Abwesen
steherder Ministerial-Departementsvom Sitze der Regierung, so wie
der einzelnenDepartementsräthe,welchemindestensvon der einenSeite sti
wäre, würde nun aber in Bezug auf die Besorgungder laufendenRegie
überwiegendeNachtheileherbeiführen, und wenn freilich, mit Rücksicht<
rechtlicheMöglichkeiteiner Vereinigungbeider Großherzogthümerunter
oberhaupteder Wunschnahe liegt, daß dieselbenauch fortan nach einerll
organisirtund nach gleichenGesetzenregiert werdenmögen, so wird auch
bald für beideStaaten eine und dieselbeVerfassungfestgestelltworden,di
Wickelung,so viel wie immer möglich, eine gleichmäßigesein, da beide i
barstaaten sind, und wirklicheVerbesserungenund Fortschrittedes einen
nach den dazu vorhandenenMitteln und Kräften, gleicheVerbesserungenu
in dem andern zur Folge haben werden, und zwar um so mehr, als
die Neugestaltungder allgemeinendeutschenVerfassungzu möglichstgleich
richtungenfür die einzelnendeutschenStaaten führen wird.

DiejenigenGegenstände,welche,in FolgeeinerAufhebungder bish S
e
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